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Heranspegeben von 
Angehörigen, Freunden 
und Freundinnen 
politischer Gefangener 


in der BRD 


Ein Brief von Rolf-Clemens Wagner, Gefangener aus der RAF 


Anmerkungen zur Auflösungs- 
erklärung der RAF 


Fangen wir mal von hinten an. 

Ich würde sagen, Revolutionen finden wohl 
gelegentlich ' statt, aber sagen tun sie ei- 
gentlich wenig. 

Am allerwenigsten hierzulande, wo sie 
durch Abwesenheit glänzen. 


Es war nie eine, es ist keine, und es wird in 
vorhersehbarer Zeit hier auch keine sein. 


Das ist das geschichtliche Kontinuum, die 
Realität, mit der wir es zu tun haben und 
die wir ja gerade auch mit harten Mitteln 
angreifen wollten. 


Aber ich will mich nicht an dem linken 
Kitsch festbeissen, der die Erklärung durch- 
sieht wie der Schwamm ein altes Gemäuer. 


‘s nervt so schon genug, sich aus einer 
srundsätzlich veränderten Situation und ei- 
nem entsprechend anderen Erkenntnisin- 
teresse heraus mit dem Schnee von vorge- 
stern befassen zu müssen. 


Aber man kann sich ja nicht unwiderspro- 
chen zum politischen Trottel stempeln las- 
sen. 


Ja, wir haben gedacht in der damaligen Kon- 
figuration, wir hätten eine Chance, etwas 
aufzubrechen und in der Metropole einen 
dialektischen Prozess für Befreiung in Gang 
zu setzen. Dabei war die Vorstellung nie, wir 
könnten als kleine, klandestine Gruppe al- 
lein mit dem bewaffneten Kampf irgend et- 
was „reissen“. Das Projekt war ausdrücklich 


politisch-militärisch, der bewaffnete Kampf 


war nur ein neues Element der Praxis, um 
gegen die Ideologielastigkeit und die Ohn- 
machtsgefühle zu realen Angriffen zu kom- 
men. Das Konzept war weit senug gefasst, 
um innerhalb einer Bewegung sinnvoll agie- 


ren zu können. Diese Bewegung gab es, hier 


und international, ich muss das nicht noch 
mal beschreiben. 


Letztlich jedoch hat sich das starke Grun- 
dinteresse durchgesetzt, das eine Mehrheit 
auch der Linken mit dem „Normalbürger“ 
verbindet: ein relativ sicheren und ange- 
nehmes Leben ( zu welchem Preis und wer 
ihn zu zahlen hat, tritt dabei in den Hin- 


tergrund). Die Metropole ist doch immer 


noch das wärmere Plätzchen mit vielen An- 
nehmlichkeiten. Damals noch mehr als 
heute, denn eine „soziale Frage“ 


ER en » 


a i internationalen 


im en ge- ~ 


ren Sinn gab es 
nicht. Die Wirt- 
schaft boomte, es 
gab noch keine 
Massenarbeitslo- 
sigkeit, der Sozi- 
alstaat wurde 
noch ausgebaut, 
das Modell D an 
der strategischen 
Nahtstelle. Aller- 
dings nur bis zum 
Ende der Blockkonfrontation, dann wurde 
es nicht mehr gebraucht und flog auf den 
Müllhaufen der Geschichte: „shareholder- 
value“ statt soziale Sicherheit. 


Und was die Verknüpfung mit „dem Sozia- 
len“ anbelangt, erinnere ich mich noch gut 
an manche verlorene Gestalten im Mor- 
gengrauen zum Schichtwechsel mit Flug- 
Jlättern am Fabriktor und die harsche Ab- 
blätt Fabriktor und die harsche Ab 
fuhr, die sie sich meist geholt haben. 


Diese Überlegungen, wie man das „Bedürf- 
nis nach Emanzipation und Befreiung“ hät- 
te „wecken“ können, sind vollkommen müs- 
sig. Um es mal anachronistisch zu sagen, cs 
geht um das alte Problem, wie denn nun die 
„Klasse an sich“ zur „Klasse für sich“ wird. 
Wir sprechen also nicht von einem „milita- 
ristischen“ Fehler im Konzept, sondern von 
einer vorgegebenen Bedingungen für jeden 
emanzipativen politischen Ansatz, nicht 
nur für den bewaffneten Kampf, und es sind 
ausnahmslos alle linken Ansätze geschei- 
tert, nicht nur die RAFE 


Also gut, in den 70ern war dann die Parole 
ab ins Private, ins alternative Leben, zurück 
an die Uni, auf den „langen Marsch“. Und 
die Marschierer sind ja nun nach gut einem 
Vierteljahrhundert endlich im Zentrum an- 
gekommen und dürfen das Projekt der ag- 
gressiven Neupositionierung Deutschlands 
mittragen. 


Wahrscheinlich „wäre es besser gewesen“, 
wenn statt dessen „der weltweite Aufbruch, 


BER 


In vielen Städten - hier Berlin - fanden am 10. November 1974 Protestdemonstrationen gegen 


den Tod von Holger Meins statt. 


aus dem auch die RAF kommt, durchge- 
kommen wäre“. Dann stünden wir heute 
vielleicht nicht vor dem Schlamassel. Aber 
hypothetische Sätze sind brotlos. Wie über- 
haupt das gedankliche Kreisen um die Re- 
volutionsformen und -vorstellungen des 19. 
Und 20. Jahrhunderts, während sich die 
Welt unter unseren Augen so radikal um- 
wälzt, dass heute praktisch nichts mehr so 
ist wie vor 10 Jahre noch, etwas von Don 
Quijote hat (wobei es sich mit „dem Sozia- 
len“ ebenso verhält wie mit Dulcinea). 


Aber zurück zur Geschichte. Unvergessen 
ist auch, dass nach dem ersten wirklichen 
Repressionsschub Anfang der 70er Jahre ab- 
rupt Schluss war mit „Fisch im Wasser“. 
Überall gingen für die RAF vorher offene 
Türen zu. Der ein oder andere hat es auch 
für angebracht gehalten, die Polizei zu in- 
formieren. 


Jetzt gab es plötzlich unüberbrückbare po- 
litisch-ideologische Differenzen, schliess- 
lich musste man diese opportunistische Ab- 
setzbewegung irgendwie erklären, die eine 
er Hauptursachen dafür war, dass damals 
fast alle Nlegalen in den Knast gewandert 
sind. Ein paar Wochen zuvor sah das noch 
ein bisschen anders aus, nicht eitel Konsens 
natürlich, aber zur Polizei gerannt ist nie- 
mand. Und später hat man die Aktionen der 
RAF am lernseher durchaus goutiert. 


Safer politics, sozusagen. 


Danach war die Situation der RAF lange kip- 
pelig. Die Situation erzwang Konzentration 
einmal auf den Aufbau der Logistik und 
zum anderen auf die Gefangenen, die ge- 
schützt bzw. möglichst rausgeholt werden 
mussten, weil ihre psychophysische Inte- 
grität im staatlichen Gewahrsam offenkun- 
dig nicht gewährleistet war (was die, die uns 
oberschlau „befreit-die-Guerilla-Guerilla“ 
genannt haben, wenig gekratzt hat). 


Wie das ausgegangen ist, ist ja bekannt. 
1977; 


Sicher, diese Konzentration war reduktiv 
und ganz von den Aktionen für die Gefan- 
genen bestimmt, was auf die Aktionen 
selbst nachteilig rückgewirkt und u.a. zur 
falschen Entscheidung für die Flugzeug- 
entführung geführt hat. 

Die Verfasser wiederholen nun in ihrer Auf- 
lösungserklärung, was sie schon seit Jahren 
runterbeten: Diese Reduktion und einseiti- 
gc Betonung der bewaffneten Aktion habe 
durch die ganzen 80er hindurch fortgewirkt. 
Das habe verhindert, die Sache auf eine po- 
litische Ebene heben zu können, das „So- 
ziale“ sei vernachlässigt worden, deshalb ha- 
be auch die „sozialrevolutionäre“ Kompo- 
nente gefehlt und was weiss ich nicht noch 
alles. 


Ich kann das verschwiemelte Zeug nicht 
mehr hören. Was es real gab (und vermut- 
lich immer geben wird), das waren einzelne 
widerständige Gruppen und Individuen, die 
sich - wenn sie nicht gleich zur RAF wollten 
- eine politische Zusammenarbeit mit einer 
bewaffneten Gruppe vorstellen konnten. 
Soweit ich das beurteilen kann, waren das 
gerade in den S0ern nicht wenige. 

Was es real in der ganzen Geschichte der 
RAF nie gab (und das war ja gerade die Er- 
fahrung aus den 7Vern), das waren wie auch 
immer definierte „soziale Bewegungen“, die 
ein Interesse oder von mir aus Bedürfnis ge- 
habt hätten, über möglicherweise gleichge- 
richtete politische Ziele auch nur zu reden, 
weil sie alle den Einsatz politischer Gewalt 
kategorisch abgelehnt haben (was ihnen, 
nebenbei, auch nicht viel geholfen hat). 


Also dieser Eiertanz ums „Soziale“, das 
ganze Lamento täuscht ja nicht darüber 
hinweg, dass sie - wenn es denn so war, wie 
sie sagen - lang und breit ihre eigene Un- 
fähigkeit bejammern, einen Weg, den sie 
angeblich als falsch erkannt haben, nicht 
mehr weiterzugehen, sondern etwas Neues 
zu suchen. Die Erklärung dafür ist wohl: Sie 
werden es so, wie es war, gewollt haben. Aber 
bevor sie das zugeben, behaupten sie lieber, 
der Fehler liege im Konzept. Nicht sie seien 
„militaristisch“ gewesen, sondern „das Kon- 
zept“, nach dem Motto, das war halt so, 
dafür können wir nichts. Echt pfiffig. 


Es ist ja schon ein paarmal gesagt worden, 
aber ich sag es gern auch noch ein letztes 
Mal: Fakt ist, dass es sehr wohl Repolitisie- 
rungsversuche gab, harte Diskussionen, in 
denen Initianten damit abgebürstet wur- 
den, sie trauten sich wohl nicht an Aktionen 
heran. Und als die Celler Gefangenen um 
Unterstützung in dieser Auseinanderset- 
zung angegangen wurden, kam lapidar 
zurück: „Fine Aktion, und dann die näch- 
ste. So läuft das.“ 


Dass all die Leute sich heute hinstellen und 
ohne mit der Wimper zu zucken hierarchi- 
sche, autoritäre, militaristische Strukturen 
in der RAF beklagen, das war schon bei den 


Kronzeugen nicht lustig. 


Fakt ist weiter, dass der bewaffnete Kampf 
- wie transformiert oder modifiziert auch 
immer - seit Einde der 80er ohnehin poli- 
tisch keinen Sinn mehr macht. Die Kon- 
stellationen stimmen nicht mehr, alle Be- 
zugspunkte fehlen. Die auf allen Ebenen 
epidemische Gewaltanwendung macht 
überdies Gewalt als Mittel im politischen 
Kampf wirkungslos. 


Und nun zum letzten Punkt: 


„Nach unserer Niederlage von 1993 wussten 
wir, dass wir nicht alles einfach genauso wei- 
termachen können ... Wir wollten noch mal 
mit denen, die noch in den Knästen waren, 
alles zusammen durchdenken und gemein- 
sam eine neue Etappe beginnen. Am Ende 
zeigte sich in der für uns schmerzlichen 
Spaltung eines Teils der Gefangenen von 
uns, in der wir zu Feinden erklärt waren, dass 
die Entstehungsbedingungen der RAF - So- 
Iidarität und Kampf um Kollektivität - be- 
reits vollständig verraucht waren.“ 


Was soll das sein - eine Art Dolchstossle- 
sende? 


Da lege ich doch grossen Wert auf ein paar 
Klarstellungen. Niederlage, sicher, das pfei- 
fen seit Jahren die Spatzen von den 
Dächern. Aber wieso? War da was Speziel- 
les? Achja, richtig, die Steinmetzsche Ein- 
heit, das vergisst man immer so schnell. 


Davon, dass die Verfasser mit uns diskutie- 
ren wollten, haben wir irgendwie nichts ge- 
merkt. Wir waren immer unvermittelt mit 
ihren Papers konfrontiert. Auf unsere Kritik 
daran war nichts als Schweigen im Walde, 
bis zur nächsten einseitigen Erklärung. 


Wir haben niemanden zum Feind erklärt, ja 
nicht einmal von Spaltung geredet, sondern 
uns sozusagen ganz sachlich von Leuten ge- 
trennt, die damit begonnen hatten, ihr Par- 
tikularinteresse gegen uns zu wenden (aber 
jetzt - noch so eine müde Pointe - von Soli- 
darität und Kollektivität reden). Den Ver- 
fassern ginges darum, sich irgendwie aus der 
selbstgebastelten Sackgasse herauszuwin- 
den, und es ist ihnen zu diesem Zweck 
nichts Besseres eingefallen, als unsere Ge- 
schichte in etwas umzudeuten, das sie nicht 
war. Ich finde es legitim, das nicht mit sich 
machen zu lassen. 

Und wenn es jemanden gibt, der bei dem 
Ganzen eine Niederlage einstecken musste, 
dann sind das wir übriggebliebenen Gefan- 
genen. Wir haben die „Öffnung“ initiiert, 
auf der alle ihr Süppchen gekocht haben, 
während wir dafür bis zum Hals im Beton 
der „Kinkel-Initiative“ stecken. 


Für 26 Jahre, wenn es beliebt. 
Vielleicht aber auch ein bisschen länger. 


Schwalmstadt, Ende April 98 


Alle reden vom Ende der RAF 
Wir reden vom 


Ende der Gefangenschaft 


Die Erklärung der RAF ist nur ein i-Tüp- 
felchen auf einen Fakt. 

Was passiert: Bundesanwaltschaft und 
Oberlandesgerichte legten in der letzten 
Zeit fest, wann sie frühestens überprüfen 
wollen, die Gefangenen aus der RAF raus- 
zulassen: 

Stefan Wisniewski erst nach über 20 Jah- 
ren. 

Sieglinde Hofmann soll mindestens 19 
Jahre drinbleiben. 

Heidi Schulz mindestens 18 Jahre. 

Rolf Heißler bis 2001 - das sind 22 Jahre 
am Stück. 

Brigitte Mohnhaupt bis 2007 -d.h. 24 Jah- 


Te 


zu vernichten. 


Ich/Wir unterstützen auch den Appell 


rù 


Dringender Appell für die bedingungslose Freilassung 
der Gefangenen aus der Roten Armee Fraktion (RAF) 


Nahezu alle Gefangenen aus der RAF sind inzwischen mehr als 10, 15 und 20 Jahre in- 
haftiert. Alle haben Jahre strengster Isolationshaft hinter sich, eine Form der Haft, die 
international als Folter geächtet ist, weil sie die physische und psychische Integrität der 
Gefangenen zerstört. Nach all dieser Zeit gibt es nur noch cins - sie müssen raus, um 
überhaupt eine Lebensperspektive zu haben. Allein die schweren gesundheitlichen Schä- 
digungen durch diese Haft machen das zwingend. Fs muß Schluß sein mit der Ouäle- 
rei in den Gefängnissen. Die Gefangenen sind Teil des weltweiten Aufbruchs für ein 
| menschenwürdiges Leben, für Gesellschaften auf der Basis von Gerechtigkeit und Soli- 
darität. Auch dieser Staat hat kein Recht, seine politischen Gegner in Gefangenschaft 


Freiheit für die Gefangenen aus der RAF 


und Christian Klar 26 Jahre - das wäre 
2008. - 

Wirmüssen eine weitere Inhaftierung von 
Helmut Pohl verhindern, der z.Zt. Haftver- 
schonung hat. 


Wir haben Ende letzten Jahres die Initia- 
tive für die Freilassung der Gefangenen er- 
gritfen. Die unerwartete Resonanz ermutigt 
uns, den Appell fortzuführen. Viele hier 
kämpfen um ihre Selbstbehauptung und 
Würde. Zu unserem Leben, unserer Ge- 
schichte gehören die Gefangenen, und 
durch ihren Kampf gehören sie auch zur Ge- 
schichte und Gegenwart aller fortschrittli- 
chen Menschen. 


Bitte ausschneiden + zurück an: „Freiheit jetzt“, c/o Verlag Rote Säge, Falckensteinstr. 48, 10997 Berlin, 
Fax (0 30) 6 11 25 06, Spenden unter dem Stichwort Freiheit jetzt - V. Braun, Kto. Nr. 641 503 121, BLZ 
100 500 00, Berliner Sparkasse) 


aoni 


geissler (kK) 
insachen schlußmitteilung RAE 


nachdem ich von leuten 
gefragt worden bin. 


himmel aus netz und stahl 
erde aus asche und blut 
ins dörre stürzen versponnene messer. 


wer hat uns die waffe umgarnt. 
wessen blut ist verbrannt. 


es ist ein weißer himmel vor 
unsren erhobenen armen. 


es schreibt 
hinters tuch 
die frau 
einen schrei. 


im übrigen: 


die geschichte des bewaffneten kamp- 
fes ist nach 77 und auch nach 89 und 
auch nach 92 und auch nach 98 so we- 
nig zuende wie die geschichte der in- 
ternationalen klassenkämpfe. für diese 
treue im historischen prozeß sorgt das 
herrschende system der ausbeutung 
des menschen durch den menschen. 
das ist, mitten in der scheiße, schön. 
der mensch, das ist seine schönheit, 
läßt sich auf die dauer nicht erniedri- 
gen und beleidigen. wir schen die ge- 
sichter über den einkaufskörben, im 
fernen-küsten-abschlendern, im inter- 
netz: es tickt eine trauer, cs bebt eine 
schmach, die weiß: das zu kaufende ist 
immer das tote. 
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po 


nun denn. 
wir leben. 
wer wir? 


das wird sich zeigen. 

so lange es sich nicht zeigt, 

herrscht global barbarei, die vermark- 
tung des menschen ist seine vernich- 
tung. 

manche finden vernichtung schick. 
solche leute gabs zu meiner zeit schon 
mal. 


nein. 
‚wir vergessen uns nicht. 
‚ auch nicht im april 1998. 


(die arbeit jetzt sind die gefangenen. 

; >amnestie<, >bewährung< - egal: 

; sie müssen raus. es hieß mal >sie feh- 
‚len<. es heißt noch immer so.) 
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DERMA AR MEMME 


OEE EOI UNE E SE SIALE ETE 


Internationale Solidarität 
gegen Kollaboration 


BRD 


Obwohl die Gefangenen aus der MRTA ihren 
Hungerstreik beendet haben, dokumentieren 
wir diese Auseinandersetzung, in der die Bun- 
desrepublik Deutschland wiederum Partei für 
das terroristische Fujimori-Regime ergriffen 
und selbst schamlos und massiv Grundrechte 
verletzt hat. Zunächst ein Flugblatt von Roter 
Hilfer und der Initiative „Kein Maulkorb für 
Isaac Velazco“ vom 7.5. und die Erklärungvon 
Isaac Velazco vom 12.5. zum Abbruch seines 
Hungerstreiks. (Red.) 


Mammut-Hausdurchsuchung 


in Hamburg 
Solidarität mit Isaac Velazco! 


Die Situation der Häftlinge aus der MRTA 
(Revolutionäre Bewegung lupac Amaru) in 
Peru spitzt sich dramatisch zu - sie befürch- 
ten ein Massaker und sind in den kollekti- 
ven Hungerstreik getreten. Im gleichen Au- 
genblick verstärkt die Bundesrepublik ihre 
Bemühungen, den internationalen Sprecher 
der Organisation, Isaac Velazco, und die MR- 
TA-Menschenrechtsaktivistin Ada Beraun 
mundtot zu machen. Am 5. Mai inszenier- 
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a an in a Pk YUV verbunden und en A 


digt, ihn so lange du rchzuführen v wie die po 
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hun gerstreikenden . 


Peru ! 


te die Bundesanwaltschaft eine neunstün- 
dige Durchsuchung der Wohn- und Ar- 
beitsräume des Ehepaars in Hamburg, an de- 
ren Einde sie unzählige Arbeitsmaterialien 
beschlagnahmte. 

Perus politische Gefangene, etwa 5.000 
Menschen, sind unmenschlichen Haftbe- 
dingungen ausgeliefert, die auf ihren langsa- 
men lod zielen. Die Zellen sind entweder 
überfüllt oder - in der Isolationshaft - win- 
zig klein. In einigen Gefängnissen sind die 
Häftlinge rund ums Jahr Temperaturen un- 
ter dem Gefrierpunkt ausgesetzt. Viele der 
in Isolationshaft gehaltenen Gefangenen 
werden über Monate und Jahre hinweg in 
teils fensterlose Zellen von sechs Quadrat- 
metern Größe eingesperrt. Das Essen ist oft 
nicht ausreichend oder ungenießbar. Die 
Wasserration beträgt zwei Liter täglich pro 
Person, sie muß zum Trinken, zum Waschen 
des Körpers und der Kleidung und mitunter 
zum Kochen ausreichen. Es ist eine übliche 
Strafe, diese Wasserration zu streichen. Fol- 
ter und Vergewaltigung sind gängige Praxis. 
Amnesty International, von Fujimori als 
„terroristische Baa bezeichnet, 
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. Santisteban d de de Nonea h hatten, | 
sagten r Gefangenen gestern, daß sie 
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2. April begonnenen Hunger- 


punkt st omla welche V Ba Dr. 


‚Infolge E des Hung» wurden acht 


darf nicht in die Gefängnisse. Im Falle der 
MRTIA-Häftlinge wird dies auch dem Inter- 
nationalen Roten Kreuz verwehrt. 

Die etwa 450 Gefangenen aus der Revo- 
lutionären Bewegung Tupac Amaru be- 
fürchten, daß die peruanische Regierung ein 
Massaker an ihnen plant. Dafür gibt es meh- 
rere Anzeichen: Während das Fujimori-Re- 
gime einerseits seit vergangenem Dezember 
behauptet, es habe „Erkenntnisse“ darüber, 
daß eine MRTA-Einheit die Frstürmung des 
berüchtigten Anden-Hochsicherheits- 
knastes Yanamayo vorbercite, verlegt es an- 
dererseits seit Monaten MRIA-Gefangene 
dorthin. Es besteht die Gefahr, daß der 
wachsende internationale Druck auf die pe- 
ruanische Regierung, die schleichend Er- 
mordung ihrer politischen Gefangenen zu 
beenden, zu einer „schnellen Lösung“ führt: 
die unter einem Vorwand vollzogene Liqui- 
dation des aufsässigsten Teils der Inhaftier- 
ten. Schon in der Vergangenheit, zuletzt 
1992, hatte es Massaker an politischen Ge- 
fangenen gegeben. 

Um die internationale Aufmerksamkeit 
auf die Gefahr eines Massakers zu richten 
und um menschenwürdige Haftbedingun- 
gen zu erreichen, hatten die MRTA-Häftlin- 
ge am 22. April einen unbefristeten Hunger- 
streik begonnen. (...) In den peruanischen 
Medien wurde über den Hungerstreik bis- 
lang nicht berichtet. Der Offentlichkeitsar- 
beit des internationalen Sprechers der MR- 
IA, Isaac Velazco, kommt damit um so 
größere Bedeutung zu. Die Bundesrepublik 
Deutschland ver sucht seit langem, diese Ar- 
beit zu verunmöglichen. Schon Mitte des 
vergangenen Jahres versuchte das Bundesin- 
nenministerium, ein politisches Betäti- 
sungsverbot zu erwirken. Die dafür zustän- 
dige Hamburger Innenbehörde verhängte 
ein solches im September, das Verbot ist aber 
nicht rechtskräftig, da Velazco Widerspruch 


eingelegt hat. Die Angelegenheit wird ir- 
gendwann in näherer Zukunft vorm Verwal- 
tungsgericht verhandelt werden. 

Am 5. Mai nun, der der 14. Tag des Hun- 
gerstreiks war, durchsuchte die Bundesan- 
waltschaft (BAW) in einer großangelegten 
Aktion die Wohnung von Isaac Velazco und 
Ada Beraun. Sie beschlagnahmte alle hand- 
schriftlichen Unterlagen, sämtliche Disket- 
ten und eine Unmenge anderer Materialien. 
Die Festplatte des Computers wurde ko- 
piert. Der Vorwurf des Durchsuchungsbe- 
schlusses lautet auf „erpresserischen Men- 
schenraub“ und „Geiselnahme“ während 
der Residenzbesetzung in Lima, an der die 
beiden Aktivisten sich von Hamburg aus be- 
teiligt haben sollen. Für diese absurde Be- 
hauptung konnte die BAW nicht einmal In- 
dizien nennen. Finer Information der Pres- 
seagentur AP zufolge bezeichnet die Karls- 
ruher Ve :tfolgungsbehörde bereits die öf- 
fentlichen Stellungnahmen, die das Ehe- 
paar in den Tagen der Residenzbesetzung 
abgegeben hat, als Beihilfe zu Geiselnahme 
und Menschenraub. Damit wird die Öf- 
fentlichkeitsarbeit, die die beiden politi- 
schen Flüchtlinge leisten, zur schwer straf- 
baren Handlung erklärt. 

Fanige lage vor der Durchsuchung hatte 
die Schweiz Isaac Velazco ein Schreiben zu- 
gesandt, das ein Einreiseverbot enthielt. 
Dieses Verbot stammte aus dem Juni 1997 
und wurde erst jetzt durch die Zustellung 
rechtswirksam. 

Der zeitliche Zusammenhang mit dem 
Hungerstreik in Peru macht einmal mehr 
deutlich, was das Auswärtige Amt schon vor 
Monaten klar gesagt hat: Die BRD sieht, wie 
auch die Schweiz, durch die Öffentlich- 
keitsarbeit der Velazcos ihre außenpoliti- 
schen Interessen „erheblich gefährdet“. (...) 

Hamburg, 7. Mai, Rote Hilfe Hamburg + 
Initiative „Kein Mitolkoh für Isaac Velazco!“ 


Die neoliberale Politik Fujimoris verschärft die Armut der Armen. Aber sie auch zu Wi- 
derstand. Bild: Schwere Auseinandersetzungenin der Hauptstadt Lima. 


Interview mit Jürgen Schneider, 
Rechtsanwalt, zur Durchsuchung 
bei Isaac Velazco 


fürgen, Du bist Anwalt und warst auf der 
Pressekonferenz am 6. Mai. Wieso hat die 
Bundesanwaltschaft, also eine deutsche 
Behörde, die der höchste Ankläger in diesem 
Land ist, interveniert? Wie ist das überhaupt 
möglich, daß eine deutsche Behörde gegen ei- 
nen anerkannten Flüchtling auf diese Weise 
vorgeht? 


Ich fang mit dem Politischen an, und zwar 
wie auf der Pressekonferenz Isaac Velazco 
selbst eingeschätzt hat, warum es diesen po- 
litischen Angriff gegen ihn gibt. Er hat ge- 
sagt, daß er es zur Zeit der Botschaftsbeset- 
zung und bis heute hin als seine Aufgabe an- 
BE Öffentlichkeit herzustellen über 
Menschenrechtsverletzungen, über Staats- 
terrorismus in Peru, weil es dort durch Me- 
dien und die peruanische Gesellschaft 
selbst nicht möglich ist, und daß er dies Ver- 
halten denischer Organe auch als eine Re- 
aktion sieht auf die was er in den letzten 
Monaten getan hat. Es war schon während 
der Botschaftsbesetzung und auch danach 
klar, daß die peruanische Regierung sich in 
Bonn beschwert hat, daß er diese interna- 
tional beachtete Arbeit geleistet hat. Es hat 
dann 1997, ausgesprochen durch die Aus- 
länderbehörde, ein Betätigungsverbot ge- 
gen Isaac Velazco gegeben, das zur Zeit 
nicht rechtskräftig ist. Er hat weiter auf der 
Pressekonferenz erzählt, daß ihm gerade 
jetzt zugestellt worden ist, daß er die 
Schweiz, wo er auch Informationsveranstal- 
tungen durchgeführt hat, nicht mehr besu- 
chen darf. In der Chronologie dieser Freig- 
nisse sind eigentlich die Einleitung eines Er- 
mittlungsverfahrens und die Hausdurchsu- 
chung nur eine weitere Eskalation mit dem 
Ziel, um es mit einem Satz zu sagen, einen 
Regimekritiker mundtot zu machen. 

Nun zu der juristischen Frage, die wich- 
tig ist, denn wenn es gar keine deutsche Er- 
mittlungszuständigkeit gibt, dann wäre das 
ein Verfahrenshindernis, und dann würde 
ein Prozeß, wenn sie es darauf ankommen 
lassen werden, platzen. Juristisch ist es so, 
daß das deutsche Strafrecht nur für Taten 
gilt, die im Inland begangen werden; dann 
gibt es eine Reihe von Ausnahmen, z.B. auf 
deutschen Schiffen oder wenn Deutsche im 
Ausland betroffen sind, aber all diese Aus- 
nahmetatbestände greifen hier nicht ein. In 
dem Beschluß, der der Durchsuchung zu- 
grundegelegen hat, steht einfach drin: Die 
Tat unterliegt der deutschen Gerichtsbar- 
keit, dann werden einige Paragraphen ange- 
geben, die aber so nicht zutreffend sein kön- 
nen von ihrem Wortlaut her schon. Es gibt 
aber im Strafgesetzbuch eine Vorschrift, die 
geht einfach ausgedrückt so: Ist eine Tat im 
Ausland begangen, jemand, den sie für ein 
Mittäter halten, befindet sich in der Bun- 
desrepublik, dann kann hier ein Verfahren 


stattfinden, wenn seine Auslieferung nicht =* 
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möglich ist. Velazco ist ein anerkannter po- 
litischer Flüchtling, deshalb ist eine Auslie- 
ferung an Peru eigentlich ausgeschlossen. 
Wenn sich auch nach einer Akteneinsicht 
ergeben sollte, daß diese Vorschrift Anwen- 
dung findet, dann würde das heißen, daß 
hier im Auftrage des peruanischen Regimes 
jemand vor Gericht gestellt werden soll. Das 
wäre natürlich schon ein politischer Skan- 
dal. Man wird bei der Auswertung der Ak- 
ten auch darauf achten müssen, ob sich An- 
haltspunkte dafür ergeben, daß peruanische 
Justizstellen, Polizei oder Geheimdienste 
Materialien geliefert haben, die Grundlage 
der bundesdeutschen Ermittlung sind. 
Auch eine solche Kooperation, wenn siesich 
ergeben haben sollte, wäre natürlich ein po- 
litischer Skandal. 

Die weitere Frage war, wenn deutsche Zu- 
ständigkeit überhaupt gegeben ist, warum 
dann auch eine Zuständigkeit für den Bun- 
desanwalt, der durch das BKA die Ermitt- 
lungen führt und die Durchsuchung ge- 
macht hat. Da gibt es eine Vorschrift im Ge- 
richtsverfassungsgesetz, die besagt, wegen 
der besonderen Bedeutung des Falles kön- 
ne der Generalbundesanwalt den Fall über- 
nehmen, und diese Vorschrift spricht weiter 
davon, dal das dann der Fall ist, wenn eine 
ausländische terroristische Vereinigung 
tätig geworden ist. Das heißt, die MRTA 
wird als terroristische Vereinigung angese- 
hen. 

Das Interview wurde von Radio FSK, Ham- 
burg, geführt. 


Solidarität mit den Gefangenen 
aus der MRTA 
und mit Isaac Velazco 


Resolution 

Am 5. Mai 98 in Hamburg durchsuchten Be- 
amte des Bundeskriminalamtes und der 
Bundesanwaltschaft (BAW) die Wohn- 
und Arbeitsräume des Europasprechers der 
peruanischen MRIA ..., Isaac Velazco, und 
der MRIA und der Menschenrechtsaktivi- 
stin Ada Beraun. (...) 

Wir protestieren gegen diesen neuerli- 
chen Versuch, die politische Arbeit der MR- 
1A-Vertreter zu verunmöglichen, der zu- 
gleich eine Gefährdung des Lebens von 
Isaac Velazco darstellt. Velazco, der als an- 
erkannter politischer Flüchtling in 
Deutschland lebt, wurde in drei verschie- 
denen Gerichtsverfahren in Peru in Abwe- 
senheit zu lebenslanger Haft verurteilt. Sei- 
ne Auslieferung an den Folterstaat Peru kä- 
me einem lodesurteil gleich. (...) 

Der erneute Versuch, ihm zum Schwei- 
gen zu bringen, geschah in einem Augen- 
blick, in dem in Peru die politischen Ge- 
fangenen aus der MRIA im Hungerstreik 
waren. Diesen Weg, sich an die Offentlich- 
keit zu wenden, sehen sie als letzte Mög- 
lichkeit, ein drohendes Massaker des perua- 
nischen Staats zu verhindern und men- 
schenwürdige Haftbedingungen durchzu- 
setzen. Der Offentlichkeitsarbeit des MR- 
IA-Buropavertreters kommt gerade jetzt 
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besondere Bedeutung zu. Die Aktionen der 
Bundesbehörden dürften auf Initiative des 
peruanischen Regimes zurückgehen, mit 
dem die Bundesrepublik in enger geheim- 
dienstlicher Zusammenarbeit steht. 

Wir fordern die Bundesanwaltschaft auf, das 
Verfahren unverzüglich einzustellen und die 
beschlagnahmten Materialien zurückzuge- 
ben 


Kein politisches Betätigungsverbot für Isaac 
Velazco! 

Diese Resolution wurde bislang unterzeichnet von: 
Rote Hilfe e.V., Hamburg; Initiative „Kein Maul- 
korb für Isaac Velazco!“, Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer des 7. Bundeskongresses der Cubaso- 
lidarität in Hamburg; F reundschaftsgesellschaften 
BRD-Cuba Göttingen und Köln, Cuba Si Wiesba- 
den und Weimar; Sol Cuba Nürnberg, Cubagrup- 
pe Freiburg 


DKP Kreisorganisation Krefeld/Viersen: 
Liebe Genossinnen und Genossen, 

wir protestieren heftig gegen die polizei- 
liche Durchsuchung der Wohnung von 
Isaac Velazco und die Beschlagnahmung 
Eurer Unterlagen.Ist die Regierung der 
BRD der Büttel des peruanischen Regimes? 
Aus der leidvollen Geschichte unseres Lan- 
des sollten die Regierenden gelernt haben, 
wie wertvoll politisches Asyl ist und was es 
heißt, gegen ein solches Regime zu stehen. 
Und ist nicht jede Unterstützung des un- 
terdrückten Volkes von Peru wertvoller als 
der Wunsch des peruanischen Regimes? 

Seid Euch unserer Solidarität sicher. Wir 
werden mit unseren bescheidenen Mitteln 
berichten. 


Roter Montag, Duisburg; 

Wir protestieren gegen die polizeiliche 
Durchsuchung der Wohnung von Isaac Ve- 
lazco und seiner GenossInnen sowie gegen 
die Beschlagnahmung Eurer Computerund 
Unterlagen. 

Wieder einmal werden wir Zeugen einer 
impernialistischen Intrige. Zur Wahrung sei- 
ner Interessen hat der Imperialismus erneut 
Grundrechte außer Kraft gesetzt. Um die 
Solidarität mit einer revolutionären Befrei- 
ungsbewegung zu brechen, scheut sich die 
deutsche Polizei nicht, gegen einen blinden 
Mann vorzugehen. Den Gefallen der Ent- 
solidarisierung werden wir ihr aber nicht 
tun! Das Kommando Edgar Sanchez unter 
der Führung Nestor Cerpas mit seiner hel- 
denhaften Haltung wird uns im Gedächt- 
nis, die Kämpfer der MRTA als aufrechte 
Kämpfer ein Vorbild bleiben! 

Seid Euch unserer Solidarität sicher. Wir 
werden mit unseren (noch) bescheidenen 
Mitteln gegen diese Aggression kämpfen. 


Komitee für internationale Solidarität Kai- 
serslautern 

(...) Die Stürmung der Botschaft und die Li- 
quidierung der GenossInnen, deren Forde- 
rungen auch die Freilassung der Gefange- 
nen beinhalten, zerstörte fürs erste die Hoff- 
nung der politischen Gefangenen, schnell 
ihren unmenschlichen Haftbedingungen 


entfliehen zu können ... doch der Kampf 
geht weiter! Die Aktion des Kommandos 
„Edgar Sanchez“ der MRTA setzte in einer 
Zeit, in der die Führer der neoliberalen 
Weltordnung sich überall auf der Erde als 
„Endsieger der Geschichte“ feiern, den 
Kampf um Befreiung auf die Tagesordnung. 
Sie konkretisierten den weltweiten Kampf 
gegen den neoliberalen Durchmarsch und 
für die Freiheit der Gefangenen aus Klas- 
sen- und Befreiungskämpfen in ihrer Akti- 
on. Deshalb antwortete die herrschende 
Klasse mit dem weltweit koordinierten Ge- 
genschlag, der sich in der technisch-logisti- 
schen Zusammenarbeit der Geheimdienste 
bei der Stürmung des Botschaftsgebäudes 
manıifestierte. Die internationalistische 
Linke war zu diesem Zeitpunkt und scheint 
auch z.Zt. nicht in der Lage, der Vernich- 
tungslogik des Imperialismus etwas entge- 
genzusetzen. Das heißt aber nicht, daß das 
immer so bleibt. Wir werden uns mit die- 
sem Zustand nicht abfinden. (...) 

Victor Polay Campos und ein weiterer 
MRTA-Gefangener können an dem Hun- 
gerstreik nicht teilnehmen, da sie als 
lührungspersönlichkeiten gelten und des- 
halb totalisoliert gefangengehalten werden. 
Die Menschenrechtskommission der UN 
hat die Fujimori-Regierungaufgerufen, Vic- 
tor Polay freizulassen oder ihm zumindest 
ein gerechtes öffentliches Verfahren zu er- 
möglichen. Victor Polay ist seit 5 Jahren to- 
talisoliert, und ihm wurde seinerzeit, be- 
gleitet von physischer und psychischer Fol- 
ter, ein Verfahren vor einem Militärgericht 
von „Richtern ohne Gesicht“ gemacht. Al- 
le Gefangenen der MRTA wurden unter ver- 
gleichbaren Bedingungen verurteilt. 

Solidarisiert euch mit den MRTA-Gefan- 
genen. Freiheit für alle Gefangenen aus 
Klassen- und Befreiungskämpfen, weltweit 


Gruppe JUKO Junge KommunistInnen HH 
Antrag an das Studierendenparlament 

Am vergangenen Dienstag, 5. Mai, wurde 
die Wohnung des in Hamburg lebenden 
Vertreters der Revolutionären peruanischen 
Bewegung Túpac Amaru (MRTA), Isaac Ve- 
lazco, mehrere Stunden lang durchsucht. 
Auch weitere Wohnungen des Wohnpro- 
jektes im Stadtteil Eimsbüttel in dem Ve- 
lazco lebt wurden durchsucht. 

Der Staatsschutz begründet seinen Tat 
mit Ermittlungen wegen einer angeblichen 
Beteiligung Velazcos an der Vorbereitung 
der Besetzung der japanischen Botschaft in 
Lima, die am 17. Dezember 1996 begann 
und am 22. April vergangenen Jahres durch 
finale Rettungsschüsse an den Guerilleros 
der MRTA blutig beendet wurde. 

(...) Das Studierendenparlament spricht 
sich solidarisch gegen die Repression ge- 
genüber Isaac Velazco und deren Konti- 
nuität aus. Es fordert die Studierenden der 
Universität Hamburg auf, sich an der De- 
monstration gegen den Wissenstransfer - 
nichts anderes ist der Maulkorb, also das 
Sprechverbot von Isaac Velazco - zu beteili- 
gen. 


Weg. Passau: LKA Bayern ermittelt wegen „krimineller Vereinigung“ 
Bundesweite Staatsschutzaktion 


gegen Antifaschisten 


Im folgenden eine Erklärung der Autonomen 
Antifa (M), leicht gekürzt: 


Kriminalisierungsversuch gegen 
antifaschistischen Widerstand 


Gestern morgen wurden in der gesamten 
BRD Wohnungen von Antifaschisten und 
von deren Eltern durch das bayerische Lan- 
deskriminalamt und diverse Polizeibehör- 
den der betreffenden Bundesländer durch- 
sucht. Die Staatsschutzaktion richtet sich 
gegen eine mutmaßliche „kriminelle Verei- 
nigung“ (\ 129 StGB), die sich seit späte- 
stens 1993 innerhalb der „Antifa Passau“ ge- 
bildet haben soll. Mittels des Gesinnungs- 
paragraphen 129, der bereits im Verfahren 
gegen die Autonome Antifa (M) in Göttin- 
gen Verwendung fand, soll offensichtlich 
ein erheblicher Schlag g segen erfolgreiche 
antifaschistische Politik und antifaschisti- 
sche Strukturen durchgeführt werden. 

Der Staatsschutz schlug gleichzeitig in 
Berlin, Hamburg, Göttingen, “Pa assau, Mün- 
chen ‚Nürnberg, Bielefeld: und Mühldorf zu. 
Bei den Durchsuc hungen wurden Compu- 
teranlagen, Disketten, Flugschriften, vor al- 
lem aber persönliche Unterlagen, insbeson- 
dere Tagebücher und Briefe, beschla- 
gnahmt. Mehrere Personen wurden erken- 
nungsdienstlich behandelt, andere bei den 
Durch suchungen gefilmt bzw. fotografiert, 
in Hamburg wurde eine Hausdurchsuc hung 
ohne Durchsuchungsbeschluß durchge- 
führt, da angeblich Porren Verzug“ war. 

Laut Durchsuchungsbeschlüssen richtet 
sich das Verfahren gegen 39 Personen, wo- 
von laut Staatsanwaltschaft München 28 
Beschuldigte sind. Diese sollen seit 1993 
über 100 „Straftaten“ verübt haben, die sich 
„gegen Veranstaltungen der politischen 
Gegner, staatliche Einrichtungen und die 
Stadt Passau“ richteten. 

In Göttingen wurden unter Beteiligung 
des bayerischen und des niedersächsischen 
LKAs und der Göttinger Polizei zwei Pri- 
vatwohnungen, der Buchladen Rote Straße 
und eine Druckerei durchsucht. Auch hier 
wurden persönliche Unterlagen, Disketten 
und ein Computer beschlagnahmt. 

All dies ist als ein politisches Konstrukt zu 
bezeichnen, das sich, wie aus Begründun- 
gen von Durchsuchungsbeschlüssen 
schließen läßt, gegen die erfolgreichen Ak- 
tionen der Antifaschistischen Aktion Passau 
richtet. Die von der Münchner Staatsan- 
waltschaft zitierten „Querverbindungen zu 


weiteren autonomen Spektren in anderen 
Städten“ lassen befürchten, daß im Rahmen 
dieses Sonderrechtsv erfahrene auch Neißig 
gegen die Antifaschistische Aktion / Bun- 
desweite Organisation und gegen die Rote 
Hilfe e.V. ermittelt wird. Wenn dieses Ver- 
fahren trotz seiner Absurdität zum Prozeß 
führen sollte, wäre es der größte Prozeß, der 
seit Bestehen der BRD gegen antifaschisti- 
sche Zusammenhänge stattfinden würde. 
Ein Sprecher der Autonomen Antifa (M) 
erklärte dazu: „Die Hausdurchsuchungen 
stehen offensichtlich im Z usammenhang 
mit einem breit angelegten Krimmalisie- 
rungsversuch gegen den antitaschisti- 
schen Widerstand. Es ist normal in diesem 
Staat, daß Antifaschisten mit einem Poli- 
tikverständnis, das nicht zu vereinnahmen 
oder zu verschweigen ist, verfolgt und be- 
spitzelt werden. Angesichts des Wahlerfol- 
ges der DVU in Sachsen-Anhalt ist es gera- 
dezu grotesk, wenn jetzt eine Gruppe ZEI- 
schlagen werden soll, deren Hauptaktivität 
darin bestand, öffentlichen Widerstand ge- 
gen die jährlich stattfindende DVU- 
Groß re in Passau sowie gegen 
den NPD-Bundeswahlkongreß am 7. Fe- 
bruar 1998 zu organisieren. Damit betreibt 
der Staat aktiv Anti-Antifa-Politik. 
Autonome Antifa (M) Göttingen 


Die Rote Hilfe erklärt: 
Das ist neu 


Gleichzeitig mit der Kriminalisierung einer 
linken politischen Gruppe werden auch die- 
jenigen kriminalisiert, die mit den Betroffe- 
nen solidarisch sein könnten ! 


Im Rahmen der heutigen Durchsuchung 
bei Antifa-Gruppen wurde erstmals von der 
politischen Polizei Deutschlands versucht, 
Mitgliederlisten der Rote Hilfe e.V. zu be- 
schlagnahmen ! Das dies nicht gelungen ist, 
ändert nichts an der Ungeheuerlichkeit die- 
ser Eskalation von Repression ! 

Mit der heutigen Durchsuchungsaktion 
und dem Vorwurf, eine „kriminelle Vereni 
gung“ gebildet zu haben, wird die lange Rei- 
he der staatlichen Repression gegen antifa- 
schistisch aktive Menschen in der BRD in 
erschreckender Weise fortgesetzt: anstatt 
ihre Zwangsmittel gegen die menschenver- 
achtenden faschistischen Horden einzuset- 
zen, die Andersdenkende, Andersfarbige 
oder schlichtweg jeden Schwächeren tag- 
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De angreifen, verprü- 


geln, und ermorden, statt dessen ver- 
folgt die Polizei diejenigen, die diese Schlä- 
konse- 


serbanden am 
quentesten 


bekämpfen: die 
linke Antifa ! 

Gegen sol- 
che staatliche 
Verfolgung 
von poli- 
di tisch aktiven 
r a s Catt linken tritt 
seit über 20 Jahren die Rote Hilfe e.V. auf. 
Auch in Passau existiert eine Ortsgruppe 
dieser bundesweit mit über 3000 Mitglie- 
dern organisierten Vereinigung. Ob die Pas- 
sauer Antifa und die Passauer Ortsgruppe 
der Roten Hilfe personelle Überschneidun- 
gen aufweisen, wollte der Staatsschutz nun 
mit Hilfe der Beschlagnahme der Mitglie- 

derdatei der RH feststellen. 

Allein schon dieses Erkenntnisinteresse 
ist hirnrissig, denn selbstverständlich strebt 

die Rote Hilfe an, daß alle politische akti- 
ven Menschen auch in Solidaritätsorgani- 
sation Rote Hilfe Mitglied sind - soweit von 
denen, gegen die sich die heutige Repressi- 
onsmaßnahme richtet, jemand noch nicht 
Rote Hilfe Mitglied ist, so ist dies lediglich 
ein Versäumnis der Rote Hilfe und wir stre- 
ben an, dies baldmöglichst zu ändern - die- 
se Auskunft kann der Staatsschutz auch aus 
unserer frei verkäuflichen Rote Hilfe Zei- 
tung jederzeit entnehmen ! 

Tatsächlich aber ist zu vermuten, daß mit 
dem „Doppelschlag“ gegen Autonome An- 
tifa und Rote Hilfe versucht werden soll, zu- 
sammen mit einer aktiven Passauer Gruppe 
auch diejenigen zu treffen, die die Soli- und 
Öffentlichkeitsarbeit dazu machen könn- 
ten, also mit Repressionsmaßnahem auch 
gleich den Protest dagegen zu kriminalisie- 
ren ! 


Das darf sich niemand gefallen lassen, der/die 
irgendwann noch einmal gegen politische Ver- 
folgung und Repression protestieren können 
will ! 

gez. Rote Hilfe e.V, 

Bundesvorstand, 

Postfach 6444, 24125 Kiel 

Tel/Fax 0431-75141 
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1.-Mai-Wochenende in Berlin 


Jetzt reden wir! 


Schwere Ausschreitungen der Polizei gegen 
mehrere Demonstrationen und Straßenfeste 
am 1.-Mai-Wochenende führten zu ca. 400 
Festnahmen - nach anderen Meldungen so- 
gar über 500 und weit über 100 verletzten 
DemonstrantInnen. Senat benutzt legitime 
Gegenwehr der DemoteilnehmerInnen, um 
Abschaffung des Grundrechts auf Versamm- 
lungsfreiheit zu fordern. Die Eskalationsstra- 
tegie von Innensenator General a.D. Schön- 
bohm ist erfolgreich gescheitert. 


Im Vorfeld des 1. Mai ist es zu einer un- 
glaublichen Hetzkampagne des Berliner Se- 
nats in den Medien gegen die 1.Mai-De- 
monstration und andere Aktionen an die- 
sem Wochenende gekommen. 

Der Berliner Innensenator, Jörg Schön- 
bohm, hatte angekündigt, „keine Gewalt“ 
dulden zu wollen und seine Polizeikräfte 
massiv einzusetzen. Zwei läge vorher wur- 
den gegen fast alle Veranstaltungen am 
1.Mai-Wochenende Auflagen erlassen, die 
ein praktisches Demonstrationsverbot be- 
deuteten. 

Der Demonstrationszug sollte in maximal 
50 Meter lange Marschblöcke aufgeteilt wer- 
den, die in 10m Abstand laufen sollten, da- 
mit der Autoverkehr durchfahren könnte. 

Die Demos sollten auch in engen Straßen 
nur die rechte Fahrbahn benutzen. Bei 
Nichteinhaltung dieser Auflagen sollte die 
Polizei das Recht haben, die Demonstratio- 
nen sofort auflösen zu können. Es war deut- 
lich, daß diese Auflagen dazu nur dienen 
sollten, von vornherein die Demonstratio- 
nen und Aktionen am und um den 1.Maizu 
kriminalisieren und zu verbieten. 

Gegen die Auflagen wurde Widerspruch 
eingelegt, und die verschiedenen Veranstal- 
ter haben gemeinsam eine breite Offent- 
lichkeitskampagne gestartet. Dies führte 
dazu, daß das Verwaltungsgericht den größ- 
ten Teil der Polizeiauflagen für rechtswidrig 
erklärte. Der Versuch, die 1.Mai-Aktivitäten 
auf dem juristischen Weg zu verbieten, 
scheiterte. Aber der Plan, die Demonstra- 
tionen massiv anzugreifen und zu zerschla- 
gen, blieb weiterhin bestehen. Fr sollte mit- 
tels massiver aggressiver Polizeipräsenz, 
brutaler Angriffe auf fast alle Demonstra- 
tionen und willkürlicher Verhaftungen 
durchgesetzt werden. Das Ganze lief unter 
dem vom CDU-Fraktionsvorsitzenden 
Landowsky formulierten und von der poli- 
tischen Führung Berlins begrüßten Leit- 
satz, „das linke Lumpenproletariat auszu- 
treten“. Diese faschistische Parole sollte in 
die Praxis umgesetzt werden. Die offizielle 
Zahl der eingesetzten Polizeibeamten be- 
trägt 5.000, die Zahl der wirklich eingesetz- 
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ten Kräfte 
liegt weit 
höher. 
Was folg- 
te, war ein 
massiver 
aggressi- 
ver Poli- 
zeiaufmarsch. Fin Polizeiputsch gegen das 
Demonstrationsrecht sollte stattfinden. 


Die Demonstrationen wurden massiv von der 
Polizei angegriffen. 

So wurden z.B. die Bezirke Prenzlauer Berg 
und Kreuzberg von der Polizei abgesperrt 
und besetzt, BewohnerInnen mußten sich 
ausweisen und wie „Verbrecher“ behandeln 
lassen. Die erste Demonstration am 30.4. 
wurde von massiven Vorkontrollen begleitet. 
AnwohnerInnen äußerten Unverständnis 
über die massive Polizeipräsenz. Auf einen 
Demonstrationsteilnehmer kamen 10 Be- 
amte. Den Frauen und Lesben auf der 
Walpurgisnachtdemo wurden Anzeigen we- 
gen „Körperverletzung“ für das traditionelle 
Bewerten von Männern mit Mehlangedroht. 

Die 1.Mai-Demonstration vom Oranien- 
platz aus wurde von der Polizei überfallen 
und auseinaderzuprügeln versucht. Das 
scheiterte am massiven und entschlossenen 
Widerstand der TeilnehmerInnen. 

Gegen die Menschen auf der 1.Mai-De- 
monstration vom Rosa-Luxemburg-Platz 
wurden schon vor Beginn Polizeiangriffe ge- 
startet. Polizei wie Bundesgrenzschutzbe- 
amte setzten diese Angriffe immer weiter 
fort. Sowohl auf dem Platz wie direkt nach 
Beginn der Demo. Nachdem die Veranstal- 
ter die Demonstration vorzeitig auflösten, 
kesselte die Polizei einen Teil der Teilnch- 
merInnen ein und knüppelte auf sie ein. Die 
berechtigte Gegenwehr wird jetzt in der Pres- 
se als „unpolitische Randale“ dargestellt. 

Das Straßenfest am 2.5. am Südstern war 
von der Polizei abgeriegelt, und alle, die 
dorthin wollten, mußten sich durchsuchen 
lassen. Die Demonstration am 3.5. wurde 
ebenfalls von einem riesigen Polizeiaufge- 
bot begleitet. Besonders heftig wurde der 
Frauen- und Lesbenblock angegriffen. Das 
reichte von frauenfeindlichen Sprüchen bis 
zum Verprügeln 1 5jähriger Mädchen. Nach- 
dem die Veranstalter die Demo vorzeitig 
auflösten, machte die Polizei Jagd auf Teil- 
nehmerInnen. Obwohl die Demo nur circa 
l km zurücklegte, wurden über 50 Leute 
festgenommen. 

Insgesamt gibt es mehrere hundert ver- 
letzte DemonstrantInnen, ca. 400 Festnah- 
men, gegen 30 Leute wurde Haftbefehl er- 
lassen. 


Dieser Angriff auf die 1.Mai-Aktivitäten 
und der entschlossene Widerstand dagegen 
wird jetzt benutzt, um die Abschaffung des 
Rechts auf Demonstrationsfreiheit zu for- 
dern. Fin gemeinsamer Kampf um die Frei- 
lassung aller Inhaftierten und die Finstel- 
lung aller Verfahren ist angesagt. Darüber 
hinaus muß auch der Versuch Schönbohms 
und des Berliner Senats zurückgeschlagen 
werden, ihren eigenen Polizeiterror als 
Rechtfertigung für die Abschaffung des 
Grundrechts auf Versammlungsfreiheit zu 
benutzen. Der Angriff auf die 1.Mai-Wo- 
chenende-Aktionen paßt in eine ganze Rei- 
he von reaktionären Handlungen seitens der 
Herrschenden: von Lohn- und Sozialkür- 
zungen bis hin zu rassistischen Hetzkam- 
pagnen gegen ImmigrantInnen und andere 
Nichtdeutsche. 


All dies ist Ausdruck eines überholten Sy- 
stems, das Profit für eine kleine Minderheit 
über die Interessen der Mehrheit der Men- 
schen setzt. Die Profitinteressen dieser Min- 
derheit können nur auf dem Rücken und auf 
Kosten von Millionen von Menschen in 
Deutschland und rund um die Welt reali- 
siert werden. Der Polizeiterror am 1.Mai- 
Wochenende genauso wie der Naziauf- 
marsch in Leipzig sollten dazu dienen, den 
Widerstand dieser Menschen im Keim zu er- 
sticken. Dagegen rufen wir zum Kampf auf! 
Freilassungaller Gefangenen vom 1.Mai-Wo- 
chenende! 

Keine Kriminalisierung des 1.-Mai-Wider- 
standes! 

Einstellung aller Verfahren! 

Stoppt den Polizeistaat! Leistet Widerstand! 
(Flugblatt von Gruppen und Einzelpersonen 
sämtlicher Vorbereitungsplena des 1.-Mai- 
Wochenendes, unterstützt vom Gemeinsa- 
men Äntirepressionsbündnis Berlin) 


Nachtrag: 

Es wurden 39 Haftbefehle erlassen, davon 
22 (Stand 7.5.) mit Haftverschonung. Ein 
Chilene sitzt im Abschiebeknast Grünanu. 
Einige bestgenommene wurden mit der 
Möglichkeit des elektronischen Fingerab- 
drucks konfrontiert. Der Fingerabdruck 
wurde nicht mehr altmodisch mit Papier 
und Tinte fabriziert, sondern elektronisch 
über Computer gespeichert. 


Büren 


In der B-Zelle 


Trotz Nachrichtensperre und Strafaktionen 
revoltieren in Büren seit Wochen die Ab- 
schiebehäftlinge 

„Etwa 30 Häftlinge“, meldete dpa letzte 
Woche, seien „in der Abschiebe-Haftanstalt 
im nordrhein-westfälischen Büren“ in einen 
Hungerstreik getreten. Zuvor habe es „Un- 
ruhen“ gegeben. Der Protest der Gefange- 
ne richte sich gegen die „aus ihrer Sicht zu 
lange Haftdauer bis zur Abschiebung“. Nur 
wenige Zeitungen druckten die Nachricht 
ab, genauere Informationen sind nicht zu 
bekommen, die Gefängnisleitung verwei- 
gert bisher jede Auskunft. 

Fest steht: Im bundesweit größten Ab- 
schiebeknast gärt es nicht zum ersten Mal. 
Schon kurz nach seiner Eröffnung vor vier 
Jahren sprachen selbst Schließer von einem 
„Hexenkessel“. Und seit die Mammutein- 
richtung im tiefen Ostwestfalen mit knapp 
>00 Flüchtlingen aus rund 70 Ländern bis 
an die Grenzen ihrer Kapazität vollgestopft 
ist, spitzt sich die Situation dort immer wie- 
der zu. 

Erstmals publik wurden die Proteste der 
Gefangenen am Osterwochenende durch 
einen Bericht in der Lokalzeitung. „Mit oh- 
renbetäubendem Lärm“ hätten sich Häft- 
linge am Abend des 6. April gegen ihre Haft- 
bedingungen und „die Abschiebepolitik in 
Deutschland“ gewehrt. Auslöser soll gewe- 
sen sein, dab vier Tage zuvor ein Häftling 
auf einer Bahre aus den Anstalt abtranspor- 
tiert wurde. Kein außergewöhnlicher Vor- 
gang, ließ die Gefängnisleitung wissen. Viel- 
mehr habe der Mann „hyperventiliert“ und 
sei, da dieses lebensbedrohlich sein könne, 
ins Knastkrankenhaus Fröndenberg verlegt 
worden. Unter seinen Mitgefangenen aller- 
dings habe diese Maßnahme zu „Gerüch- 
ten“ geführt und - so die JVA-Leitung wei- 
ter - „eine nicht geplante Aktion“ ausgelöst. 

Wie diese genau aussah und bekämpft 
vurde, ist nicht bekannt. Sicheristlediglich, 
daß ein Schließer überwältigt wurde, seine 
Schlüssel verlor und anschließend einige 
Zellen often standen. Des weiteren flogen 
massenweise brennende Klorollen, 
Handtücher und sonstige Gegenstände aus 
den Zellenfenstern. Waschbecken liefen 
über, Wasser stand in den Fluren. Alles in 
allem „nichts Sensationelles“, kommentier- 
te Knastchef Peter Möller, eher eine ‚Ord- 
nungswidrigkeit“. Deshalb könnten ‚vorü- 
bergehend angezogene Sicherheitsmaß- 
nahmen“ demnächst auch wieder gelockert 
werden. Es bestehe kein Grund, die Häft- 
linge pauschal zu kriminalisieren. Diesen 
Beschwichtigungen schenkten die Mitglie- 
der des Bürener Vereins Hilfe für Menschen 
in Abschiebehaft allerdings keinen Glau- 
ben. „Die Gefangen haben kollektiv revol- 
tiert. Die Gefängnisleitung ist unter 
Druck“, urteilten sie. 

Um seine Anstalt in besserem Licht er- 


scheinen zu lassen, lud Möller vorletzte Wo- 

che dann zwei ausgewählte Lokalreporter 
zum Gespräch mit den Gefangenen - ohne 
daß anschließend eine Zeile darüber veröf- 
fentlicht wurde. Die Gefangenen prote- 
stierten, mit dem Erfolg, daß ihnen für Mit- 
te Mai cin zweiter Pressetermin zugesagt 
wurde. „Dieses Mal ist uns freie Hand ge- 
geben“, freuten sich die ehrenamtlichen Be- 
treuer und Betreuerinnen - zu früh. Nach 
den neusten „Unruhen“ ist nicht nur der 
neu angesetzte Medientermin gestrichen, 
es herrscht auch eine generelle Nachrich- 
tENSDETTE. 

Aus welchen Gründen, kann erahnt wer- 
den. Zwar ist nicht festzustellen, ob letzte 
Woche ein paar Dutzend oder eine weit 
größere Zahl Gefangener in den Hunger- 
streik traten und mit welchen Forderungen. 
Offensichtlich aber ist, daß die „Modellan- 
stalt“ in Büren derzeit einem Pulverfaß 
gleicht. _Gemeinschaftsveranstaltungen, 
Umschluß und Hofgang wurden gestrichen. 
Die Gefangenen werden nur noch einzeln 
in den Besuchstrakt, zum Telefonieren oder 
Duschen geführt. Eine Kommunikation der 
Häftlinge untereinander ist so kaum noch 
möglich, entsprechend wenig können Be- 
sucher und Besucherinnen erfahren. Zumal 
sogenannte „Rädelsführer“ an unbekannte 
Orte oder in die berüchtigten „B-Zellen“ 
(Beruhigungszellen) verlegt wurden. 


Aus: Jungle World, 6. Mai 98, gekürzt 
Ein Aufruf aus Belgien 


Tag des revolu- 
tionären Gefangenen 


Ein Schreiben der Assoziation der Eitern und 

Freunde von kommunistischen Gefangenen 

und von Anarchist Black Cross - Gent 
Brussels, 4.4.98 


Liebe Freunde und GenossInnen 
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e Die Rote pera Freksiön IRAF ] war über 
fast drei. Jahrzehnte eine feste Größe in der 
radikalen Linken der BRO 

Diese Broschüre versteht sich als Ein- 

| führung in die Diskussion über die Beschich- 
te der RAF und versucht, die verschiedenen 
Phasen des Kampfes einer bewsfineten re- 
volutionären Gruppe und die darauf folgende 
Hepression des Staates darzustellen. 


; 3. überarbeitete Auflage 
Seh AB... 

Besklunger! 
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Soharzrmarig Riiner Sehiierkong 48- 20357 Hamburg 


Seit dem Massaker an mehr als 300 pe- 
ruanischen Revolutionären von El Fronton, 
Luriganchon und El Callao am 19. Juni 1 986 
ist das Datum 19. Juni zum ‚lag des revo- 
lutionären Gefangenen“ geworden und war 
Anlaß von zahlreichen Veranstaltungen in 
vielen Ländern. 

Gerade weil der „Internationale Tag des 
revolutionären Gefangenen“ jedes Jahr in 
Milano organisiert wird und verschiedene 
Unterstützergruppen der Kommunisten, 
Anarchisten, Anti-Faschisten und Anti-Im- 
perialisten eint, wurde letztes Jahr zum er- 
sten Mal ein „Internationaler Tag“ in Belgi- 
en unter Beteiligung von Delegationen aus 
Frankreich, Deutschland, Italien, der 
Schweiz und den Niederlanden organisiert. 

In diesem Jahr soll der zweite „Interna- 
tionale Tag des revolutionären Gefangenen“ 
zusammen mit der ABC Ghent und der As- 
soziation der Eltern und Freunde von kom- 
munistischen Gefangenen, Brüssel, organi- 
siert werden. 

Diese Kooperation und die Erfahrung des 
ersten „lages“ wird uns gestatten, so hoffen 
wir, die folgenden Punkte dieser Initiative 
zu erarbeiten: 

1. Uns so viel wie möglich mit militanter 
Information über die Gefangenen zu ver- 

sorgen. Der „lag“ wird angekündigt per 
Presse, Plakaten und Flugblättern. Reprä- 
sentanten der unterschiedlichen Gruppen 
werden vor der Versammlung nacheinander 
zur Situation der verschiedenen revolu- 
tionären Gefangenen sprechen, Fragen be- 
antworten und zu solidarischen Aktivitäten 
aufrufen. 

2. Den Austausch zu verbessern und die 
Links zwischen den verschiedenen Dien- 
sten, welche Gefangene unterstützen, zu 
kräftigen. Runde Tische sollen organisiert 
werden, um den Delegationen und Perso- 
nen Gelegenheit zu geben, einander zu tref- 
fen zur Planung eventueller Kooperation 
und gegenseitiger Hilfe und um zusammen 
die Frage eines möglichen dritten „Tages“ 
1999 zu erörtern. 
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3. Den Vertrieb von Publikationen über 
die Gefangenen und ihre Kämpfe zu er- 
möglichen. Die anwesenden Gruppen sol- 
len Stände haben und die, die keine Dele- 
gation schicken können, können der Orga- 
nisationsleitung ihre Publikationen 
schicken, die der Versammlung vorgelegt 
werden und/oder eine Nachricht, einen Ap- 
pell oder ein Kommuniqueg, was auf der Ver- 
sammlung verlesen und im Reader über den 
„lag“ abgedruckt wird. 

4. Während des 'lages wird es eine Aus- 
stellung von Arbeiten von revolutionären 
Gefangenen aus verschiedenen Ländern ge- 
ben. 

5. Der „lag“ könnte eine Gelegenheit für 
andere Aktivitäten sein - und wir laden alle 
Personen und Gruppen, welche Interesse 
haben, ein, sich selber frühzeitig mit ihren 
Vorschlägen und Ideen vorzustellen. Der 
„lag“ könnte ebenfalls die Gelegenheit zu 
einer Pressekonferenz sein. 

Der „Internationale Tag der revolu- 
tionären Gefangenen 1998“ wird am 20.6. 
zwischen 12 und 12 Uhr in „Lemocrazy“, 
Reynaertsstraat, 9000 Ghent stattfinden. 
Delegationen von außerhalb können, sofern 
sie es wollen, vom Veranstalter bei ihrer An- 
kunft in Brüssel abgeholt werden. 
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Angehörige der politischen 
Gefangenen in der BRD 


[Wir Angehörige bitten mit diesem Auf- 
‚ ruf darum, die politischen Gefangenen 
. ; finanziell zu unterstützen. Wir benöti- 
gen das Geld für Lebensmittelpakete 
sowie für Zeitungsabos und Bücher. 

ER 


Immer häufiger benötigen wir dringend | 
Geld zur Absicherung der gesundheit- | 
‚lichen Versorgung der Gefangenen . 
‚ (Arzte, Zahnärzte, Medikamente, 

Krankengymnastik usw). Wenn Ihr 
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z Bitte richtet Eure Spende an das An- 
‚2 gehörigenkonto: 


5 Sonderkonto Kiener, Landesgirokasse 
Stuttgart, BLZ 600 501 01, Konto Nr. 54 
54 194 


Wer ein Zeitungsabo für eine oder ci- 
nen der Gefangenen übernehmen 
möchte, schreibt uns. 
Herzlichen Dank an alle, die in der Ver- | 
 gangenheit durch ihre Spenden unsere | 
Arbeit unterstützt haben. 


Angehörigen der politischen Gefange- 
nenin der BRD + PF 1205, 55002 Mainz 


Verfolgung des katalanischen Rechtsanwaltes Francese Arnau i Arias 


8 Jahre Berufsverbot und 
4-8 Monate Knast gefor- 
dert! Worum geht es? 


Francesc Arnau ist als engagierter Strafver- 
teidiger tätig. Er arbeitet in einem Anwäl- 
tInnen-Kollcktiv, das in seiner Form einzig- 
artig in Barcelona, vielleicht in ganz Kata- 
lonien ist. In dieser Region, die in der BRD 
vorrangig wegen ihrer Urlaubsgebiete (z.B. 
Costa Brava oder Alicante) bekannt ist, gibt 
es eine Vielzahl von politischen und sozia- 
len Auseinandersetzungen. Francesc vertei- 
digt jene, die von der Repression in diesem 
Teil des spanischen Staatsgebietes betrof- 
fen sind. Es sind Menschen aus der Haus- 
besetzerInnen- und 'Totalverweigerer-Be- 
wegung und Migrantinnen sowie z.B. Leu- 
te, die auf Straßen und Plätzen oder auf Po- 
lizeirevieren von der Staatsgewalt angegrif- 
fen und verfolgt werden. Ferner übernimmt 
er die Verteidigung in Arbeitsrechts- und 
Mietsachen. 

Während einerseits die bürgerliche ka- 
talanische Regionalregierung sich vorgeb- 
lich für den Gebrauch der katalanischen 
Sprache in der Öffentlichkeit, Verwaltung 
und den Institutionen einsetzt, werden an- 
dererseits Menschen wie Francesc krimina- 
lisiert und ihnen die Unterstützung versagt, 
die in der Praxis sich schon immer in ihrer 
Sprache ausgedrückt haben und dafür ein- 
getreten sind; besonders natürlich vor der 
Sanktionierungsinstanz „Gericht“. France- 
sc setzt sich seit 25 Jahren für den Gebrauch 
des Katalanischen bei Gericht ein, und er 
erfährt dabei keine Unterstützung von offi- 
zieller Seite, sondern wird vielmehr immer 
stärker kriminalisiert. Die Gründe hierfür 
liegen in seinem Engagement für Leute aus 
sozialen und politischen Bewegungen und 
für jene, die von willkürlicher und rassisti- 
scher Repression durch Staatsorgane be- 
troffen sind. So hat er beispielsweise Leute 
aus der Organisation „Aufruf für die Soli- 
darität“ (Crida) verteidigt, die freigespro- 
chen wurden. Die Gruppe gibt es heute 
nicht mehr, wohl aber ihren Anwalt, der wei- 
terhin im Visier der reaktionärsten Richter 
ist. lerner hat er Menschen vertreten, die 
im Rahmen der Aktionen gegen die olym- 
pischen Spiele 1992 in Barcelona kriminali- 
siert und verfolgt wurden. Er hat sich auch 
für Benjamin Ramos eingesetzt, der 1995 in 
Berlin als angeblicher Unterstützer des 
WIA-Kommandos Barcelona verhaftet, 
1996 an den spanischen Staat ausgeliefert 


und 1997 zu elf Jahren Knast verurteilt wur- 
de. Die nicht einheitlich organisierte ka- 
talanische Unabhängigkeitsbewegung, aber 
auch anarchistische und „autonome“ Grup- 
pen werden auch heute verfolgt und krimi- 
nalisiert, z.B. wegen Angriffen auf Büros von 
/,eitarbeitsfirmen, gegen die eine Kampa- 
gne geführt wird. Leute, die z.B. der „Platt- 
form für die Aktionseinheit“ zugeordnet 
werden, wurden ohne Anklage festgenom- 
men und in zweitägiger Inkommunikati- 
ons-Haft gefoltert, so letztes Jahr im De- 
zember geschehen. Polizisten greifen ohne 
Anlaß gezielt Menschen an, die z.B. aus ei- 
nem besetzten Haus kommen. Auf einem 
öffentlichen Platz wird beispielsweise je- 
mand von einem städtischen Parkwächter 
als „Zigeuner“ beschimpft, mit einer Pisto- 
le bedroht und schwer zusammengeschla- 
gen. Dies ein kurzer Querschnitt der politi- 
schen und sozialen Repression in dieser Re- 
gion. Francesc und das AnwältInnenkollek- 
tiv sind VerteidigerInnen für viele von die- 
ser Repression Betroffenen. 


Was gibt es sonst noch für Gründe 
für seine Verfolgung? 


Als politisch engagierter Linker nimmt Fran- 
cesc auch an Mobilisierungen wie z.B. De- 
legationen teil und verbindet dies mit seiner 
Arbeit als Rechtsanwalt, in Antirepressions- 
komitees und in einem freien Radio in Bar- 
celona, wo er bei einer Sendung „Anklage 
gegen die Justiz“ mitmacht. Er hat sowohl 
Gefangene aus der RAF besucht wie auch an 
einer Delegation zum Prozeß gegen den Vor- 
sitzenden der PC Peru, Abimael Guzmän 
teilgenommen. Auch hat er einen Prozeß in 
Hamburg gegen Angeklagte aus der Kurdi- 
schen Unabhängigkeitsbewegung besucht; 
letzten Sonntag (10.5.98) hat er auf dem 
„Fest der Verschiedenheit“ in Barcelona auf 
Einladung des hiesigen Solikomitees Kata- 
lonien-Kurdistan einen Vortrag über den 
Unabhängigkeitskampf der PKK gehalten. 
Da die Veranstaltung im Rahmen des Mul- 
ti-Kulti-Festes der Organisation „SOS-Ras- 
sismus“ stattfand, hat er seinen Auftritt mit 
der Bedingung verbunden, daß er frei spre- 
chen sowie die Forderung nach Abschaffung 
des spanischen Ausländer-Gesetzes im Ver- 
anstaltungsort vertreten sein soll. 


Worin besteht die Verfolgung 
konkret, und was 
ist der aktuelle Stand? 


Francesc hat nicht „nur“ das Recht auf den 
Gebrauch des Katalanischen vor Gericht 
verteidigt, sondern er fordert auch so ele- 
mentare Dinge wie das Recht auf eine öf- 
fentliche Verhandlung und darauf, daß 
beim Prozeß keine bewaffneten Polizisten 
anwesend sind, insbesondere nicht, wenn 
sie als Zeugen der Staatsanwaltschaft auf- 
treten. Elementare Rechte, die immer noch 
nicht erreicht worden sind und deren Ver- 
teidigung Bußgelder, Sanktionen und die 
Titulierung von Francesc als „streitbare Per- 
son“ durch die Presse mit sich gebracht hat 
und weiterhin bringt - wobei klar ist, wer die 
Konflikte verursacht. Ferner wendet er sich 
gegen die Zulassung von Privatdetektiven 
von beklagten Versicherungen vor Gericht, 
die durch Schnüffler „beweisen“ wollen, daß 
cin/e Invalide bei einem Unfall gar keinen 
Schaden genommen habe (z.B. bei einem 
Verkehrs- oder Arbeitsunfall). Nicht zuletzt 
handelt es sich eben um sein parteiliches 
“untreten für Marginalisierte und Entrech- 
tete. Als Anlaß für Bußgelder wurde aber 
auch bereits seine konsequente Weigerung 
genommen, vor Gericht eine Krawatte um- 
zubinden. In einem betreffenden Verfahren 
wurde Francesc freigesprochen, was ihn je- 
doch nicht davor bewahrt, deswegen immer 
wieder angegriffen zu werden. 

Sein Kommentar zu den Vorkommnissen 
ist: Es handelt sich wöchentlich um eine 


neue Runde von Auseinandersetzungen vor 
Gericht, hauptsächlich sogar die Anwen- 
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dung verbriefter Rechte von Angeklagten 
und Verteidigern betreffen. In Schriftsätzen 
der Richter wurde er „ultimativ“ aufgefor- 
dert, seine Eingaben auf „Spanisch“ zu ma- 
chen - eine Drohung, die Teil der jetzigen 
Forderung nach acht Jahren Berufsverbot 
und 4-8 Monate Haft gegen ihn ist. Letztes 
Jahr konnte der Entzug des Rechts auf Bei- 
ordnung als Pflichtverteidiger noch vorerst 
abgewendet werden; dies hätte für alle Be- 
klagten, die kein oder wenig Geld haben - 
und es sind in diesem Staat schr viele, gera- 
de die, die von ihm vertreten werden - die 
Verhinderung ihrer Verteidigung bedeutet, 
denn die offiziellen Pflichtverteidiger ar- 
beiten mit dem Gericht meist zusammen. 
Auch jetzt ist eine gewisse Entschärfungder 
Situation eingetreten, indem letzten Wo- 
che der reaktionärste Richter, der Francese 
stets die meisten Schwierigkeiten bereitete, 
vorerst ausgetauscht wurde. Trotzdem wird 
die Verfolgung immer weiter gehen, nährt 
sie sich doch aus den Gegensätzen der Klas- 
senjustiz zwischen bürgerlichem Recht und 
parteilicher Verteidigung. Jedes Jahr erfolgt 
eine neue Auflage, und wir meinen: Solida- 
rität ist cine Waffe! 

Kein Berufsverbot, keinen Knast für France- 
sc Arnau! 


Was können wir tun? 


Eine wichtige Form der Unterstützung für 
Francesc und damit für die verschiedenen 
sozialen und politischen Protest- und Wi- 
derstandsbewegungen in Katalonien ist das 
Versenden von Protestbriefen und -faxen an 
die nachfolgenden Adressen. Besonders 


wichtig wären schnelle Protestfaxe an die er- 
sten beiden Adressen. Der Text kann ent- 
weder selbst formuliert auf Englisch oder 
Deutsch sein oder über das Angehörigen- 
Info in Hamburg bezogen werden. 


Am Freitag, 22. Mai, wird zwischen 19 und 
20 Uhr im FSK-Radio (Hamburg) ein Inter- 
view mit Francese Arnau ausgestrahlt. Wir 
hoffen auf viele ZuhörerInnen! 

Internationalistische StudentInnen Bremen 


3-316 83 51 


als Jutges 
Companys, 1-5 
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In Guatemala ver- 
sammelten sich 
Menschen um ein 
Meer von Kerzen, 
die zu den Worten 
„Es ist genug“ for- 
miert wurden. Auf- 
gerufen zu der De- 
monstration, die 
genau zwei Wo- 
chen nach dem 
Mord an Erzbi- 
schof Juan Gerardi 
stattfand, hatte die 
Gruppe „Gequälte 
Mütter“, die damit 
gegen die Verlet- 
zung von Men- 
schenrechten in 
dem Land prote- 
stierte. 

Quelle. ND, 

12,5, 


USA 


Keine Auslieferung 
von Assata Shakur 


Kuba hat sich Anfang April streikt gegen die 
Auslieferung von a Shakur, ehemalige 
Aktivisten der Black Panther, an die USA 
ausgesprochen. Sie sei eine „bekannte Akti- 
visten für Bürgerrechte“, sagte der Sprecher 
des kubanischen Außenministeriums. Die 
USA hatten jüngst wieder einmal die Aus- 
lieferung von Assata Shakur verlangt, der die 
Tötung eines Polizisten vorgeworfen wird. 
Sie konnte aber nach einer Befreiungsakti- 
on aus einem US-Gefängnis nach Kuba flie- 
hen und lebt dort seit mehr als 25 Jahren. 
(nach: jW vom 4./5, April) 


Österreich 


Tawfik Ben Ahmed 
Chaovali verurteilt 


Wir wollen Euch zunächst eine kurze In- 
formation zum Verfahren gegen Tawfik Ben 
Ahmed Chaovali zukommen lasen, dessen 
Hauptverhandlung im Dezember letzten 
Jahres in Graz über die Bühne gegangen ist. 
(Wir berichteten - Red.) Erwiik hatte | im 
November 1996 mit zwei Mitgefangenen in 
der StVa Graz/Karlau drei Anstaltsange- 
stellte als Geiseln genommen, um damit sei- 
ne Freiheit durchzusetzen. Dieser Befrei- 
ungsversuch wurde damals durch ein Poli- 
som E DE ONEA brutal been- 
det. 

Tawfik selbst ist seit 1985 in verschiede- 
nen österreichischen Haftanstalten gefan- 
gen, er wurde wegen eines Anschlages auf 
den EI -Al-Schalter am F lughafen Wien- 
Schwechat im Dezember 1985 unter der 
Anschuldigung des mehrfachen Mordes zu 
lebenslanger Haft verurteilt. 

In der Hauptverhandlung des Prozesses 
wurde Tawfik nun zu weiteren 19 Jahren 
Haft verurteilt, die beiden anderen Betei- 
ligten zu 19 und 17 Jahren Haft. Im Prozeß 
wurde oftmals, vor allem von den drei Ge- 
fangenen, auf die menschenunwürdige Si- 
tuation in den Gefängnissen, vor allem auf 
die gegen sie eingesetzte Folter der Isolati- 
onshaft, eingegangen. Tawfik berichtete im 
Zuge des Prozesses auch von einem Mord- 
versuch der Justizwachbeamten, die ihn 
nackt auf ein Bett fesselten und bis zur Be- 
wußtlosigkeit würgten. Er betonte auch in 
seiner Prozeßerklärung, daß er mit der Gei- 
selnahme gegen seine eigene Vernichtung 
angekämpft hat. Er sagte im weiteren, daß 


er „nicht in Ketten, sondern in seinen Schr: 


hen sterben werde“, also die Freiheit und 
der Kampf für Palästina nach wie vor sein 
unverrückbares Ziel darstellen. 

Aktuell wurde aufgrund verschiedener 
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dai 


Verfahrensfehler von 'Tawfiks Anwalt die 
Nichtigkeit beantragt. Alle Zeugenvorla- 
dungen und Anträge von Tawfiks Anwalt 
wurden wegen einer angeblichen ‚Ver- 
schleppung des Verfahrens“ abgelehnt, die 
rechtliche Argumentation, daß Tawfik in ei- 
nem Notstand angesichts der kontinuierli- 
chen Menschenrechtsverletzungen gegen 
ihn gehandelt habe, ein Vorgehen, daß auch 
völkerrechtlich zu legitimieren ist, wurde 
vom Gericht schlichtweg negiert. 
Kampagne zur Verteidig gung politischer 
und sozialer Rechte 


Tawfik freut sich über Post: 
Tafwik Ben Ahmed Chaovali 
StVA Krems/Stein 

Steiner Landstr. 4 

A-3500 Krems, Österreich 


Die Kampagne zur Verteidigung politischer 
und sozialer Rechte hat untenstehende Bro- 
schüre herausgegeben 


a 
% 5 c/o Amerlinghaus, 


ka Py Stiftgasse 8 
1070 Wien 


Mordanschlag auf den 
Präsidenten des türki- 
schen Menschen- 
rechtsvereins Akin 


Birdal in Ankara! 


Am 12. Mai 1998 haben in Ankara zwei be- 
waffnete Täter gegen 12.30 Uhr einen Mor- 
danschlag auf den Präsidenten des türki- 
schen Menschen- 
rechtsvereins 
(IHD) Akin Birdal 
verübt. Zwei be- 
waffnete Angreifer 
betraten die IHD- 
Zentrale und feuer- 
ten auf Birdal 8 
Schüsse aus näch- 
ster Nähe, sechs da- 
von trafen Birdal. 
Er schwebt in Le- 
| bensgefahr. 

d Dieser Anschlag 
ist die konsequente 
Fortführung des türkischen speziellen 
Kriegsführungskonzepts. Wir haben bereits 
vor Wochen auf diese Eskalationen in der 
Türkei hingewiesen. Seit Wochen findet vor 
den Augen der Weltöffentlichkeit ein neu- 
er massiver Vernichtungsteldzug der türki- 
schen Armee in Kurdistan statt. Parallel da- 
zu haben die türkischen speziellen Kriegs- 
führungsorgane im Auftrage des Nationalen 
Sicherheitsrates ihre Angriffe auf die legale 
Opposition in der Türkei verstärkt. Alle de- 
mokratischen Organisationen, Parteien, 
Gewerkschaften und Intellektuellen stehen 
einem neuen, in seiner propagandistischen 
Dimension beispiellosen Angriff gegenüber. 
Mit Sakik hat der Nationale Sicherheitsrat 
einen Überläufer, durch dessen Mund er je- 
de Institution oder Persönlichkeit beschul- 


Was muß noch geschehen, damit die BRD 
aufhört, das Terrorregime zu unterstützen ? 


digen kann. Seit Wochen laufen in den tür- 
kischen Medien Propagandakampagnen ge- 
gen demokratische Institutionen und Per- 
sönlichkeiten, der willige Kronzeuge ist in 
allen Fällen Sakik. Durch seinen Mund be- 
schuldigt man jeden, der sich für Frieden 
und Dialog in der Kurdenfrage einsetzt. So 
auch Akin Birdal. Die türkischen TV-Sender 
und Tageszeitungen haben eine regelrechte 
Hetzkampagne gegen Akin Birdal gefahren 
und haben so den Boden für das Attentat 
vorbereitet. Nach der Denunziation folgte 
nun der Anschlag. Die Täter sind, wie wir 
seit dem Skandal von Susurluk wissen, wie- 
der einmal in den Reihen des Staates zu su- 
chen. 

Das Attentat auf Akin Birdal ist ein An- 
schlag auf den türkischen Menschenrechts- 
verein und seine Menschenrechtsarbeit. Es 
ist aber auch ein Anschlag auf alle, die sich 
tür Frieden und Dialog in der Kurdenfrage 
einsetzen. (...) 

Die Propagandamaschinerie der Generäle 
läuft auch hier in Deutschland auf Hoch- 
touren und bereitet den Boden für Rassen- 
haß und Gewalt vor! 

Wir, die Föderation der kurdischen Verei- 
nein Deutschland, YEK-KOM, verurteilen 
das Attentat auf Akin Birdal auf das schärf- 
ste. Wir verurteilen aber auch gleichzeitig 
die Unterstützung der Türkei mit Waffen, 
Geld und Logistik durch die Bundesregie- 
rung und fragen, was noch geschehen muß, 
damit Deutschland aufhört, dieses Terror- 
regime zu unterstützen. 


12.5., YEK-KOM 


Tag für Tag: 


Repression 


Angriffe auf die Gefangenen im 
Amasya-Gefängnis 
Wegen der Behauptung des Gefängnislei- 
ters in Amasya, die politischen Gefangenen 
hätten einen Tunnel in der 13. Zelle gegra- 
ben, wurden sie am 4. Mai 1998 durch 100 
Gelängniswärter angegriffen. Mehrere Ge- 
fangene wurden schwer verletzt. Das Vor- 
standsmitglied des 'TAY-Der Meliha Özcan 
erklärte, daß einige Verletzte in Isolations- 
haft gesteckt worden sind. Nach den Be- 
richten der Eltern von Gefangenen, die zu 
Besuch waren, seien die Gefangenen mit 
Schlagstöcken brutal geschlagen und je- 
weils 3er bis 5er Gruppen auf dem Hof völ- 


lig nackt fast zu Tode geprügelt worden. Am 
Abend des 5. Mai seien auch die Zellen der 
weiblichen Gefangenen angegriffen wor- 
den. So wie die Männer wurden auch die 
Frauen nackt auf den Hof gebracht und bru- 
tal geschlagen. Dabei wurden einige ver- 
letzt, berichteten die Eltern. 

Obwohl die Forderungen der politischen 
Gefangenen im Spezial Typ und E-Iyp-Ge- 
fängnis in Erzurum akzeptiert worden wa- 
ren, werden diese Rechte und das Abkom- 
men durch den Gefängnisleiter mißachtet, 
so der Stellvertretende Vorsitzende des IHD 
Osman Baydemir. 


Deutschland soll die türkischen 
Polizeichefs weiterbilden 


Am 8. Mai berichtete die türkische Ta- 
geszeitung „Hürriyet“ mit der Überschrift 
„Deutsche Taktiken für türkische Sonder- 
einsatzeinheiten“ folgendes: 

„Das türkische Polizeipräsidium wird die 
türkischen Sondereinsatzkommandos nach 
den Taktiken der deutschen Polizei ausbil- 
den. Aus diesem Anlaß werden der Vorsit- 
zende der Sondereinsatzpolizei des Amtes 
für Ordnung und Sicherheit, der Chef der 
Sondereinsatzkommandos von Istanbul, 
die Stellvertreter des Polizeipräsidenten von 
Ankara und Izmir am 19. Mai nach 
Deutschland reisen. Ihnen wird hier beige- 
bracht, wie die „Robocops“ bei gesell- 
schaftlichen Auseinandersetzungen tak- 
tisch und technisch eingreifen können. Un- 
ter anderem werden sie in der Nutzung von 
Schutzschilden und Fahrzeugen ausgebil- 
det. Nach der Ausbildung werden die Chefs 
in der Türkei die gelernten Taktiken und 
Techniken den türkischen Sondereinsatz- 
polizisten beibringen.“ 

Noch einmal hat die Sendung Monitor 
am /. Mai 1998 durch Augenzeugen gezeigt, 
wie deutsche Waffen gegen die kurdische 
Z.ivilbevölkerung eingesetzt werden. Als ob 
das nicht ausreicht, ist Deutschland sogar 
bereit, auch die türkischen Polizeichefs aus- 
zubilden. Wir sind neugierig, was für eine 
Erklärung die Bundesregierung diesmal ab- 
geben wird. Oder wird sie wie üblich ihr 
Schweigen fortsetzen? 


Strafe für Meinungsfreiheit: 
10 Tage Herausgabeverbot 


Seit dem ersten Erscheinungsdatum, 7. Ju- 
li 1997, ist die Zeitung „Ulkede Gündem“ 
den Angriffen des türkischen Staates aus- 


gesetzt. Am 25.12.97 wurde sie vom Istan- 
buler Staatssicherheitsgericht (DGM) zu 
10 Tagen Publikationsverbot verurteilt. Die- 
ser Beschluß wurde von der 8. Strafkammer 
des Revisionsgerichts bestätigt. Demnach 
wird die Zeitung bis zum 19. Mai 1998 nicht 
erscheinen. (...) Grund dafür ist, daß der 
kurdische Abgeordnete Hatip Dicle, der 
noch im Gefängnis ist, am 5. August 1997 
einen Artikel geschrieben hat. Das Gericht 
hat den verantwortlichen Redakteur zu ei- 
nem Jahr Gefängnis und 960tsd. Türkische 
Lira Geldstrafe verurteilt. Diese Strafe wur- 
de zu einer Geldstrafe von 5,370 Mio. tür- 
kische Lira umgewandelt. 

(Meldungen nach: Nach: Kurdistan Infor- 
mationszentrum kiz) 


Sonntagsmütter angegriffen 


Am Samstag, den 9.5., griff die türkische Po- 
lizei in Istanbul die Samstagsmütter an, die 
seit über drei Jahren auf das Schicksal ihrer 
in Polizeihaft ‚verschwundenen“ Angehöri- 
gen aufmerksam machen wollen und dafür 
eintreten, dab die Verantwortlichen zur Re- 
chenschaft gezogen werden. Aus diesem 
Anlaß dokumentieren wir im folgenden die 
Erklärung des türkischen Menschenrechts- 
vereins IHD (Istanbul) zu diesem Vorfall: 
„Samstagsmütter angegriffen und zwölf von 
ihnen festgenommen 

Die Menschenrechtsverteidigerinnen, die 
zum 156. Mal für die in Polizeihaft ver- 
schwundenen demonstrieren wollten, sind 
wieder einmal festgenommen worden. Nach 
angeblichen Aussagen des Überläufers Sem- 
din Sakık wird nun versucht, die Samstags- 
mütter, die seit 3 Jahren ihre Aktion fortset- 
zen, zu kriminalisieren. 

Die Suche nach den Verschwundenen wird 
vom Staat nicht nur nicht unterstützt; die, 
die sich dennoch dafür einsetzen, werden als 
Terroristen bezeichnet, barbarisch geschla- 
gen und festgenommen. Gegen geltendes 
Recht wurden zwölf unserer Mitglieder fest- 
genommen, geschlagen und beleidigt. Damit 
zeigen die Sicherheitskräfte, daß sie mit den 
Menschenrechtsverletzungen fortfahren wol- 
len. 

Wir als VerteidigerInnen der Menschen- 
rechte verurteilen die unrechtmäßigen Fest- 
nahmen und werden am nächsten Samstag 
mit verstärkter Kraft unsere Aktion fortset- 
zen. 

Bisher konnten wir folgende Namen der 
Festgenommenen feststellen: 

Elif Tekin, Fatma Norsmbül, Hanin Tosun, 
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Kiymet Tosun, Nuray Yazici, Hasan Karakoc, 
Ali Ocak, Nimet Tanrikulu, Tomris Özden, 
Birgül Kutan, Emine Duman, Kiymer Cen- 
giz, Aydin Kosan; Ömer ... 

IHD - Sektion Istanbul“ 


Das Hamburger Unterstützungskomitee 
der Samstagsmütter verurteilt diesen An- 
griff der türkischen Polizei aufs schärfste. 
Letzten Samstag hat sich wiederum gezeigt, 
wie der türkische Staat die Stimmen, die ein 

Ende der Menschenrechtsv erletzungen for- 
dern, zum Schweigen bringen will. 

Zur Unterstützung P Anliegens der 
Samstagsmütter dh um auch in F Hamburg 
auf die Situation der ‚Verschwundenen“ 
aufmerksam zu machen, führen wir jeden 
ersten Samstag im Monat - das nächste Mal 
am 6. Juni - auf der Ottenser Hauptstraße 
(Bismarckbad) eine Sitzaktion mit In- 
fostand durch. 

Wir fordern die Vertreterinnen und Ver- 
treter der Medien auf, gerade jetzt, wo der 
türkische Staat seine Angriffe gegen die 
Samstagsmütter verschärft hat, die Situati- 
on in ii Türkei verstärkt zu kachschten. 
Internationale Öffentlichkeit stellt für die 
Menschen in der Türkei und in Kurdistan 
einen Schutz dar. 

Für den nächsten Samstag, wenn die 
Samstagsmütter wieder auf die Straße ge- 
hen werden. wird mit erneuten Übergriffen 
der türkischen Sicherheitskräfte gerechnet. 
Gerade da ist also eine verstärkte interna- 
tionale Beobachtung notwendig. 


Sven a . 


Denna der 


Hamburger Unterstützungskomitee für die 
Samstagsmütter 


Augenzeugenbericht: 
1. Mai in Istanbul 


Die 1.Mai-Demonstration in Istanbul wur- 
de durch brutale Polizeigewalt beendet. Ge- 
gen 13.30 Uhr hat die P Da ihre Kräfte zu- 
sammengezogen, und ohne vorausgegange- 
ne Provokation von seiten der Demon- 
stranten bewegten sich Räumpanzer, Was- 
serwerfer und Polizeieinheiten von der Po- 
lizeiblockade, die zuvor einen Teil des De- 
monstrationszuges nicht auf den Kundge- 
bungsplatz gelassen hatte, auf die Demon- 
stration zu. Die Demonstranten flüchteten, 
verfolgt von mit Schlagstöcken bewaffneten 
en Wua wurden auf der 
sich leerenden Straße eingesetzt. Viele der 
von der Polizei festgenommenen Demon- 
stranten wurden auch noch nach der Fest- 
nahme mit Schlagstöcken traktiert. Uber 
400 Personen wurden festgenommen, die 
genaue Zahl der Verletzten ist unbekannt. 

Diesem Vorfall ging ein Angriff von 
„Grauen Wölfen“ (MHP) auf eine Gruppe 
von Gemeindearbeitern aus Beyoglu 
(Stadtteil von Istanbul) voraus, die sich auf 
dem Wege zur Demonstration befanden. 
Dieser Zwischenfall wurde von drei Dele- 
gierten von prison watch international aus 
nächster Nähe beobachtet. Durch eine Po- 
lizeiblockade wurde der Zug der Gemein- 


1 t it Jahren die 
d I den e Krieg m 


M ‚Rückendeckung, dam it en m 


dearbeiter gezwungen, eine Route entlang 
eines mehrheitlich von MHP-Anhängern 
bewohnten Stadtteils zu gehen. Plötzlich 
standen sie einer Gruppe von ca. 65 „Grau- 
en Wölfen“ gegenüber, die mit mindestens 
einer Schußwaffe, mit Messern, Ketten, 
Schlagstöcken und Beilen bewaffnet war. 
Die Gemeindearbeiter zogen sich sofort 
zurück. Trotzdem feuerten die MHPler ei- 
nige Schüsse in die Luft und gingen auf die 
unbewaffneten Arbeiter los. Mindestens 
acht Demonstranten wurden verletzt, vier 
davon schwer. Die Polizei sah dem Gesche- 
hen zu und griff nicht ein. 

Den Ereignissen am 1. Maigingen 5 Haus- 
durchsuchungen von Büros politischer Or- 
ganısationen und kultureller Finrichtungen 
voraus. Des weiteren wurde eine unbe- 
kannte Anzahl von Privatwohnungen 
durchsucht. Die anwesenden Personen wur- 
den festgenommen. 


Die während der 1.Mai-Demonstration 
l’estgenommenen wurden in zwei Gruppen 
geteilt, von denen die eine in der Staatssi- 
cherheitsabteilung und die andere in der 
Antiterrorabteilung festgehalten wurde. 

In den letzten lagen wurden alle Fest- 
genommenen bis auf 49 Personen wieder 
freigelassen. Den in Haft Verbliebenen wird 
nach Angabe ihrer Anwälte Beteiligung an 
einer illegalen Kundgebung vorgeworfen. 
Die Männer sind im Bayrampasa-Sonder- 
gefängnis inhaftiert, die Frauen in Bakirköy, 
einer Haftanstalt für Frauen. Von der 


Staatsanwaltschaft werden sie offiziell nicht 
als politische Gefangene anerkannt. Die An- 
wälte rechnen mit Gefängnisstrafen zwi- 
schen ] bis 3 Jahren für ihren Mandanten. 
Sie betonen, daß einige ihrer Mandanten 
sich überhaupt nicht an der Demonstration 
beteiligt hätten, sondern als Anwohner vor 
ihren an der Demonstrationsroute gelege- 
nen Häusern willkürlich festgenommen 
worden seien. Außerdem handelte es sich 
bei der Demonstration nicht um eine ille- 
gale Veranstaltung, sondern um eine bis 16 
Uhr genehmigte Kundgebung des 1. Mai. 

96 Prozent der ursprünglich 259 in der 
Staatssicherheitsabteilung festgehaltenen 
Personen waren verletzt. Brüche und Kopf- 
verletzungen wurden nur notdürftig behan- 
delt. Besonders Frauen, die einen Großteil 
der Verhafteten ausmachten, wurden be- 
droht und mißhandelt. Des weiteren wird 
von schweren Gesichtsverletzungen durch 
Bisse von Polizeihunden bei einigen De- 
monstranten berichtet. 

Finem Mitglied des Volksrates von Esen- 
ler, Ahmet Ozdemir, wurden bei den bruta- 
len Ü bergriffen der Polizeikräfte so schwere 
Kopfverletzungen zugefügt, daß sie zu ei- 
nem Hirntrauma führten. Da es allgemein 
bekannt ist, daß die Polizei nach Ausschrei- 
tungen vermeintliche Demonstrationsteil- 
nehmer auch aus den Krankenhäusern her- 
aus verhaftet, vertraute er sich nicht der Be- 
handlung eines Arztes an. Durch seine Ver- 
letzungen und die Ereignisse des 1. Mai ver- 
wirst, stürzte er sich kurze Zeit später aus 


s g gung g y des s Kiogas s 


deher und ürkischen Volkes a 


. streiki im V olkshaus der Lürkei fandam9.>3. - 
eine Demonstration in Hamburg- -Altona 


ur statt (Bildo). 


anbu vom 7 id die han 


dem 4. Stock seines Hauses. An seiner Be- 
erdigungin Gaziam vergangenen Mittwoch 
nahmen tausend Menschen teil. (...) 
Beobachterdelegation von prison watch in- 
ternational mit Teilnehmern aus Großhri- 
tannien, der BRD und Österreich 


D: Komitee für internationale Solida- 
rität (Kaiserslautern) berichtet, daß 
wie in den vergangenen Jahren auch in die- 
sem Jahr schon im Vorfeld des 1. Mai die 
demokratische Opposition angriff. Diesmal 
kündigte er die Repression in den Medien 
unter der Überschrift „Gegen den Terror des 
1. Mai“ sogar an. Einen 'lag nach der Ankün- 
digung: 

- wurden die Vereinsräume des Solida- 
ritätsvereins der Angehörigen der Gefange- 
nen und Verschwundenen (TAYAD) über- 
fallen und verwüstet, zwei Mitarbeitern- 
nen festgenommen; 

- verwüsteten Polizeieinheiten das Idil 
Kultur Zentrum und nahmen dort 6 Men- 
schen fest; 

-ebenso zwei Redaktionsmitgliederbeiei- 
ner Durchsuchung in den Pe ikonin 
men der Monatszeitung Direnis; 

- in Mersin wurde die Redaktion der so- 
zialistischen Wochenzeitung Kurtulus 
zweimal gestört, MitarbeiterInnen und Le- 
serlnnen festgenommen. 

Dies sind nur einige Beispiele; darüber 
hinaus wurden weitere Kulturzentren und 
Zeitungen angegriffen und zahlreiche Men- 
schen festgenommen. 


EZ usätzlich zudem dreitägigen Hunger- ; 


Internationale Solidarität 


Bericht vom Prozeß 
gegen italienischen 
Menschenrechtler in 
der Türkei 


Jagdbomber donnern unablässig über den 
Gerichtssaal hinweg. Seit Tagen werfen sie 
ihre todbringende Fracht in der Umgebung 
der nahegelegenen Städte Bingöl und Sir- 
nak ab. Und jede neue Staffel versetzt den 
Angeklagten erneut in Unruhe. Der hier vor 
Gericht steht, der italienische Journalist 
und Menschenrechtler Dino Frisullo, ist ei- 
ner, der es nicht mehr ausgehalten hat, die 
Faust nur in der Tasche zu ballen. „Aufwie- 
gelung des Volkes“ wirft ihm die Staatsan- 
waltschaft vor und meint damit die zum Pla- 
kat vergrößerte Titelseite der italienischen 
Tageszeitung ‘il manifesto’, die Frisullo in 
den Händen hielt, als er am 21. März in der 
kurdischen Stadt Diyarbakir verhaftet wur- 
de. 

„Kurdistan existiert“ lautete der mit dem 
Foto einer kurdischen Guerillera unterlegte 
Z.eitungstitel, den Frisullo, auf den Schul- 
tern der DemonstrantInnen getragen, trot- 
zig den Kameras von Polizei und Fernseh- 
sendern entgegenreckte. Polizei und Militär 
verwandelten nur wenige Stunden später 
die Kundgebung in eine Menschenjagd und 
verhafteten Frisullo bei dern Versuch, eini- 
ge Kinder vor den unterschiedslos drein- 
schlagenden Rollkommandos zu schützen. 

„Kurdistan existiert“ lautet auch die An- 
klage gegen das türkische Regime, mit der 
sich Frisullo nun, sechs Woc hen später, vor 
Gericht verteidigt. Mit ruhiger Stimme li- 
stet er die Morde an Oppositionellen und 
die Terrorurteile gegen Intellektuelle, die 
Verbote demokratischer Parteien und die 
Verbindungen zwischen Staat und Mafia, 
die brutalen Übergriffe der Polizei und die 
Folter an seinen Mitgefangenen auf. „Es 
gibt Umstände, die die Menschen dazu 
bringen sich zu erheben,“ hält er dem 
Staatsanwalt entgegen, „aber nicht ich bin 
dafür anzuklagen, sondern die Unter- 
drückung in diesem Land. Daher danke ich 
der türkischen Regierung, daß sie mir für 
sechs Wochen die Möglichkeit gegeben hat, 
das Gefängnis von Diyarbakir von Innen 
kennenzulernen. Um so authentischer und 


Alte pe Infos können 
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60487 Frankfurt 


offensiver kann ich nach meiner Rückkehr 
nach Italien die Zustände hier anklagen.“ 
Frisullo kann seine Worte treffsicher pla- 
zieren, denn er weiß die italienische Of- 
fentlichkeit hinter sich. Seit Wochen reißen 
die Demonstrationen vor türkischen Kon- 
sulaten und Reisebüros nicht mehr ab. 
„Iree-sullo!“ titelte ‘il manifesto’ am lagvor 
Prozeßbeginn, und das italienische Parla- 
ment fordert fraktionsübergreifend die Frei- 
lassung des Menschenrechtlers. Neben der 
Delegation des Auswärtigen Ausschusses 
und den Konsulatsv erttetern sind auch 15 
Freundinnen aus Italien, Deutschland und 
der Türkei zur Unterstützung des Ange- 
klagten im Gerichtssaal erschienen. Die 


Offener Brief von 
Dino Frisullo 
an die Zeitung 
Ülkede Gündem 


„Zuerst möchte ich all jene Freunde 
grüßen, die ich im Gefängnis zurücklassen 
; mußte. Ich weiß, daß sie nicht die Mög- 
lichkeit haben werden, diese Zeilen zu le- 
sen, da diese Zeitung - da einzige Zeitung 
in der Türkei, die Aber ihre Schwierigkei- 
ten und ihre Hoffnungen spricht - verbo- 
ten ist, verboten für sie und für alle Men- 
schen in der kurdischen Region. Aber viel- 
leicht werden sie diesen Brief; in der Zu- 
kunft einmal zu Gesicht bekommen. 

Ich stehe nun bei ihnen in großer Schuld. 
Im Gefängnis warich ihr Gast undihr Zeu- 
ge. Auch die Armsten von ihnen erlaubten 
mir nicht, auch nur eine einzige Lira aus- 
zugeben. Sie gaben mir ihre Gastlichkeit 
und ihre Freundschaft, wie sie es als kur- 
; dische Menschen für gewöhnlich tun, aber 
: mehr noch: sie schenkten mir ihr Vertrau- 
en, ihre Lebensgeschichten, die einen Teil 
der gesamten Leidensgeschichte des kur- 
Äschen Volkes bilden. ich werde ihre Stim- 
me sein, die Stimme der kurdischen Häft- 
linge in Europa. Ich werde für sie schreien, 
wie ich es im Gerichtssaal getan habe, wer- 
de ausrufen, daß alle von ihnen unter 
Druck gesetzt werden, mit dem Militär zu 
kollaborieren, und daß alle von ihnen, po- 
tische wie auch gewöhnliche Gefangene, 
Frieden und Würde ersehnen. 

Ich werde in ganz Europa erklären, daß 
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Deutschen haben 3000 Unterschriften mit- 
gebracht, die die sofortige Freilassung Dino 
Frisullos sowie aller politischen Gefangenen 
fordern. 

Der internationale Druck verfehlt seine 
Wirkung nicht. Was als Versuch ein Exem- 
pel zu statuieren begonnen hat, endet für 
die Stastsanwaltschaft i in einer Niederlage 
vor der internationalen Öffentlichkeit. So 
sieht sie sich gezwungen, die Anklage ab- 
zuändern, um den zum diplomatischen 
Sprengstoff gewordenen Angeklagten frei- 
lassen und des Landes verweisen zu können. 
„Unterstützung einer terroristischen Verei- 
nigung mit Worten,“ heißt somit der neue 
Vorwurt, der bei geringerem Höchststraf- 
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der Knast, wo ich einen Monat lang ge- 
fangen schalten wurde, kein ‘normales’ 
Gefängnis ist, wo es irgendein ‘normales’ 
Verhältnis zwischen Strafe und begange- 
nem Verbrechen gäbe, das Gefängnis von 
Diyarbakir ist vielmehr ein Teil des Krie- 
ges mit der systematischen und totalen 
Unterscheidung und Diskriminierung von 
‘Politischen’, ‘Geständigen’ und ‘Norma- 
len’ und der alltäglichen Benutzung der 
Aussagen der ‘Geständigen’ für militäri- 
sche Operationen. 

Ich werde versuchen, einzelne Fälle vor 
den Europäischen Menschenrechtsge- 
richtshof zu bringen. Und ich werde ver- 
suchen, die breite Bewegung für meine 
Freilassung und die Solidarität mit mir in 
eine Bewegung zu verwandeln, die in der 
kurdischen Frage den internationalen 
Druck erzeugt, der für den Beginn eines 
Friedensdialoges nötig ist. Ich kann diese 
Hunderte von i Jagdbombern nicht verges- 
sen, die über Diyarbakir in Richtung auf 
die Berge zuflogen und nicht į jene Panzer, 
‘Made in Italy’ oder aus Deutschland oder 
den USA, die an Newroz auf die Kinder 
feuerten. 

Und in jedem Fall werde ich nach Diyar- 
bakirzurückkehren, um mich meinem Pro- 
zeb zu stellen. 

Ich möchte allen Menschen aus Diyar- 
bakir danken, für die große Fröhlichkeit 
und das Fest in Batikent und für die Auf- 
merksamkeit, die sie meinem Prozeß er- 
wiesen. Jeden lag erhielt ich einen Beweis 
dessen, durch die Verwandten von Mit- 
häftlingen, sogar über meine Wärter. 
Schließlich, am Tag meiner Verhandlung, 
wurde eine Gruppe von Frauen durch die 
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maß die sofortige Haftentlassung Frisullos 
ermöglicht. 

Ob Frisullo denn mit der PKK zusam- 
menarbeite möchte der Richter jedoch 
noch wissen, bevor er den Prozeß auf den 
16. Juni vertagt. Er kann seine Verblüffung 
nur schwer verhehlen, als ihm der Gefragte 
offen erklärt: „In diesem Land befindet sich 
der größte Teil der Opposition im Knast 
oder in den Bergen oder im Exil. Ich arbei- 
te in Italien mit allen legalen kurdischen 
Exilorganisationen zusammen. Und die 
PKK ist eine legale Organisation in meinem 

Land.“ 
Knut Rauchfuss, Der Artikel erscheint in SoZ 
10/98 


Polizei geschlagen, nur weil sie meiner 
Freilassung beiwohnen und sie feiern woll- 
ten, weil diese Freilassung auch ein Sieg für 
sie war. 

Ich werde dies alles niemals vergessen, 
auch nicht den Einsatz meiner Anwälte 
aus Diyarbakir und Istanbul und der kur- 
dischen JournalistInnen, speziell von 
MED-IV. Im Fernsehen auf unserer Zelle 
konnte ich täglich die Berge von Lügen und 
militaristischer Rhetorik erfahren, die im- 
mer erbärmlicher werden und mit denen 
die kurdischen und türkischen demokrati- 
schen Organisationen und jedwede Hoff- 
nung auf ein Ende des schmutzigen Krie- 
ges zugeschüttet werden sollen. Semdin 
Sakik ist niemals in das Gefängnis von 
Diyarbakir gebracht worden. Seine Z a M 
dort war reines Theater. Er selbst verblieb 
die ganze Zeit in den Händen des Militärs | 
und der JITEM. Seine Stimme ist deren | 
Stimme und seine ‘Enthüllungen’ sindein | 
Teil des Krieges. Auch das werde ich in Eu- 
ropa erklären. | 


BEE IEEE EIO IISA ESE EE SE ESSEIST 


a 


N 


Schließlich möchte ich Ülkede Gündem 
danken. Ich habe meinen zweiwöchigen 
Hungerstreik auch mit dem Ziel durchge- 
führt, Eure Zeitung für mich und die an- 
deren Gefangenen ja zugänglich zu ma- 
chen. Dies wurde verweigert a auch Eu- 
re Artikel über meinen F all wurden mir erst 

nach der Entlassung übergeben. Aber ich 
weiß, daß Fure Zeitung das Herz der kur- | 


on 


scher Menschen ist, nd das Herz aller 
freiheitsliebenden Klenachen, 

Heute scheint die Nacht sehr dunkel zu ı 
sein, aber Newroz, derneue lag, wird kom- | 
men, über dem Berg Gebar .. 


Dir Frisullo, 29.4.1998 en 
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